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Gesetz über den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit und die Integration von Ausländern im 
Bundesgebiet (Aufenthaltsgesetz - AufenthG) 

§ 25 Aufenthalt aus humanitären Gründen 

(1) Einem Aus lärlder ist eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, wenn er als Asylberechtigter anerkannt ist. Dies gi ll nicht, wenn der Ausländer aus 
schwerwiegenden GrDnden der öffentl ichen Sicherheit und Ordnung ausgewiesen worden ist. Bis zur Ertei lung der Aufenthaltserlaubnis gi lt der 
Aufen lhalt als erlaubt. Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt zur Ausübung einer ErwerbstAt igkeit. 

I {21 E inern AuS länder ist eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, wenn das BUJJdesamt fClr Migration und Flüchtlinge die EIOchtlioaseigenscha!l im 
Sinne des § 3 Absal z t des Asylverfah rensgesetzes oder subsid iären Schutz im Sinne des § 4 Absatz 1 des Asylverfahrensgesetzes werkannt hat. 
Atmatz 1 Satz 2 bis 4 gi ll entsprechend. 
(3) E inem Aus l1\rider soll eine Aufenthaltserlaubnis erteil t werden, wenn e in Abschiebungsverbot nach § 60 Absatz 5 oder 7 vorliegt. Die 
Aufenthal1serl aubnis wird nicht erlei lt. wenn die Ausreise in einen anderen Staat möglich und zumutbar ist, der Ausländer wiederholt oder gröblich 
gegen entsprechende Mitwirkungspflichten verstößt oder schwerwiegende GrDnde die Annahme rechtfe rtigen, dass der Ausländer 

I . eirl Verbrechen gegen den Frieden, ein Kriegsverbrechen oder ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit im Sinne der internationalen 
Vertragswerke begaflgen hat, die ausgearbeitet worden sind, um Bestimmungen bezüglich dieser Verbrechen festzu legen, 

2. eiflEl Straftat VO fl erhebliCher Bedeutung begangen hat, 

3. sich Handlungen zuschulden kommen ließ, die den Zie lefl und G rundsätzen der vere ifllefl Nationen, wie sie in der Präambel ufld den 
Artike ln 1 und 2 der Charta der Vere inten Nationen verankert sind. zuwiderlaufen, oder 

4 . eine Gefahr fOr d ie Allgemeiflhe it oder eine Gefahr fü r die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland darstellt. 

(4) E inelTlllicht vo llziehbar ausre isepflichtigerl Ausländer kalln fOr einerl vorübergehefldefl Aufenthalt eine Aufenthaltserlaubflis ertei lt werden, 
so lange dringende humanitäre oder persönliche Grunde oder erhebliche öffentliche Interessen seiM vorübergehende weitere Aflwesenheit im 
Bundesgebiet erfordern. E ine Aufentha ltse rl aubnis kann abweichend von § 8 Abs. 1 und 2 vertängert werden. wenn auf Grund beSOflderer 
Umslände des Einzelfal lS das Verlassen des Bundesgebiets fü r den Aus länder eine außergewöhnliche Härle bedeuten wür'de. 
(4'1) Einem Ausländer, der Opfer ei rler Straftat nach den §§ 232, 233 oder § 233a des Strafgesetzbuches wurde, kafln abweichefld VOfl § 11 Abs. 
I, auch wenn er vo llzlehbar ausreisepfllchtig ist, für eiflen vorübergehendefl Aufenthalt eifle Au fenthaltserlaubnis ertem werden. Die 
Aufenthaltserlaubnis darf nur erteilt werden , wenn 

1. seine vorübergehende Anwesenheit im Bundesgebiet fO r ein Strafverfahren wegen dieser Straftat von der Staatsanwaltschaft oder dem 
Strafgericht tür sachge recht erachtet wird, weil ohne seine Angaben die Erforschung des Sachverhalts erschwert wäre, 

2 er jede Verbindung zu den Personen. die beschuldigt werden, d ie Straftat begangen zu haben, abgebrochen hat und 

3. er seine Bereitschaft erklär! hat, in dem Strafverfahren wegen der Straftat als Zeuge auszusagen. 

(4bl Einem Ausländer, der Opfer einer Straftat nach § 10 Absatz lader § 11 Absatz 1 NUlTlTler 3 des Schwarzarbeitsbekä~fungsgesetze s oder 
nach § 15a dos Arbe itnehmerüberlassungsgesetzes wurde, karln abweichefld von § 11 Absatz I, auch weM er vOllziehbar ausreisepflichtig ist, für 
emen vorübergehenden Aufeflthalt eifle Aufenthaltserlaubflis ertei lt werdefl . Die Aufenthaltserl aubnis darf nur erte ilt werden, welln 

die vorübergehende Anwesenheit des Aus länders im Bundesgebiet für ein Strafverfahren wegen dieser Strattat von der 
Staatsanwaltschaft oder dem Strafgericht für sachgerecht erachtet wird, weil ohne seine Angaben die Erfo rschung des Sachvemalts 
erschwert wäre, und 

2. der Ausländer se ine Bereilschaft erklärt hat. in dem Strafverfahren wegen der Straftat als Zeuge auszusagen. 

Die Aufentha ltserlaubn is kann verf:lngert werden. wenn dem Ausländer von Seiten des Arbeitgebers die zus teheflde Vergütuflg noch nicht 
vo lls tandig geleistet wurde und es tOr den Aus länder eine besondere Härte dars te llen würde. se inen VergUtungsanspruch aus dem Ausland zu 
verfolgen. 
(!i) Einem AuSländer. der vol lziehbar ausre iseptlichtig ist. kann abweichend von § 11 Abs. 1 eine Aufenthaltser laubnis erteIlI werden, wenn se ine 
ALisre i ~e aus rechtl ichen oder tatsächl ichen Gründen unmöglich ist und rrit dem Wegfall der Ausreisehindern isse in absehbarer Zeiln icht zu 
rechne n ist. Die Aufenthaltserlaubnis so ll erteilt werden, wenn die Abschiebung seit 18 MOflaten ausgesetzt ist. Eine Aufenthaltserlaubnis darf nur 
erte ilt werden. wenn der Ausländer unverschuldet an der Ausre ise gehindert ist. E in VerSChulden des Aus l<'lnders liegt insbesondere vor, wenn er 
fa lSChe Angaberl macht oder Gber seine Identität oder Staatsangehörigkeit täuscht oder zumutbare Anforderungen zur Beseitiguflg der 
Ausreisehindern isse nicht erf[illt. 
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Gesetz über den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit und die Integration von 
Ausländern im Bundesgebiet (Aufenthaltsge!\etz - AufenthG) 

§ 32 Kindernachzug 

(I) Dem minderj ährigen ledigen Kind eines Ausländers l2l eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, wenn baide Eltern oder der 
allein personensorgeberechtigte Elternteil eine Aufenthaltserlaubnis, eine Blaue Karte EU, eine Niederlassungserlaubnis oder 
eine Erlaubnis zum Daueraufenthall - EU besitzen. 
(2) Hai das rn'nderjährige ledige Kind bereits das 16. Lebensjahr vollendet und verlegt es seinen lebensminelpunkt nicht 
7.usammen mit seinen Eltern oder dem allein personensorgeberechtigten Elternteil in das Bundesgebiet, gill Absatz 1 nur, wenn 
es die deutsche Sprache beherrscht oder gewährleistet erscheint, dass es sich auf Grund seiner bisherigen Ausbildung und 
Lebonsverhältnisse in die lebensverhällnisse in der Bundesrepublik Deutschland einfügen kann. Satz 1 gilt nicht, wenn 

I. der Ausländer eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 1 oder 2 oder eine Niederlassungserlaubnis nach § 26 
Absatz 3 besitzt oder 

2. der Ausländer oder sein mil ihm in laniliärer lebensgemeinschaft lebender Ehegatte eine Niederlassungserlaubnis 
nLlch § 19 oder eine Blaue Karte EU besitzt. 

(3) Bei gemeinsamem Sorgerecht soll eine Aufenthaltserlaubnis nach den Absätzen 1 und 2 auch zum Nachzug zu nur einem 
sorgeberechtigten Elternteil eneilt werden, wenn der andere El ternteil sein Einverständnis rrit dem Aufenthalt des Kindes im 
Bundesgebiet erklän hat oder ei,,~ entsprechende rechtsverbindliche Entscheidung einer zuständigen Stelle vorliegt. 
(4) Im Übrigen kann dem minderjährigen ledigen Kind eines Ausländers eine Aufenthalt~erlaubnis erteil t werden, wenn es auf 
Grund der Umstände des Einzelfalls zur Vermeidung einer besonderen Härte erforderlich ist Hierbei sind das Kindeswohl und 
die familiäre Situation zu berOcksichtigen. 

Wl_Seitenanfang patenschutz Seite ausdrucken 

Gesetz über den Aufenthalt, d ie ErwerbstätIgkeit und die Integrat ion von Ausländern Im 
Bundesgebiet (Aufenthaltsgesetz - AufenthG) 

§ 30 EhegaUennachzug 

(1) Dem Ehegatten eines ~sländers ~ eine Aufentha ltsertaubnis zu erteilen, wenn 

1. beide Ehegatten das 18. Lebensjahr vo llendet haben, 

( 2. der Ehegatte sich zumindes t au1 einlache Alt in deutscher Sprache verständigen kan~und 

3. der Ausländer 

. ) 

b) 

c) 

d) 

,) 

I) 

g) 

eine Niederlassungserlaubnis besitzt, 

eine Erlaubnis wm Daueraufenthalt - EU besitzt, 

eine Aufenthaltserlaubnis nach § 20 oder § 25.bbs. 1 oder.bbs. 2 besitzt, , 
seit zwei Jahren eine Aufenthaltserlaubnis besitz! und die Aufenthallsel1aubnis nicht nit einer NebenbestilTlTllng nach § B Abs. 2 
vefsehen odCf die splUere Eneilung einer Niooerlassungserlaubnis nicht auf Grund einer Rechtsnorm ausgesch!ossen ist. 

eine Aufenthaltser laubnis besitzt, die Ehe bei deren Ertellung bereits bestand und die Dauer seines Au1entha lts im Bundesgebiet 
voraussicht lich Ober ein Jahr betragen wird, 

e ine Aufenthaltserlaubnis nach § 38a besitzt und die eheliche Lebensgemeinschalt bereits In dem Mitgliedstaat der Europ:!ischen 
Union bestand, in dem der Ausländer die Rechtsstellung eines langfrist ig Aufenthaltsberechtigten innehat, oder 

eine Blaue Karte EU besitzt. 

Sfltz 1 Nr. 1 und 2 ist IOr die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis unbeachtlich, wenn 

1. der Ausländer einen Aufenthaltstitel nach den §§ 19 bis 21 besi tzt und die Ehe bereits bestand, als Cf seinen Lebensrrittelpunkt in das 

Bundesgebiet verlegt hat, 

2. der Ausländer unmiltelbar vor der Erteilung einer Niederlassungseriaubnis oder einer Ertaubnis zum Dauerautenthalt - EU ~habef einef 

Aufenthaltserlaubnis nach § 20 war oder 

3. die Voraussetzungen des Satzes 1 Nr. 3 Buellstabe f vorliegen. 

Sfll~ 1 Nr. 2 ist für die Erte ilung aer Aufentha ltserlaubnis unbeachtl ich, wenn 

2. 

3. 

4 .. · 

5 

der Aus länder einen Aufenthaltstitel nach § 25 Alls. 1 oder IIbs. 2 oder § 26 IIbs. 3 besitzt und die Ehe bereits bestand, als der Ausländer 

seinen L~bensmitte lpunkt ln das Bundesgebiet verlegt hat, 

der Ehegatte wegen einer körperlichen, geistigen oder seelischen Krankheit oder Behinderung nicht in der Lage ist, einlache Kenntnisse 

der deutschen Sprache nachzuweisen, 

bei dem Ehega!len ein erkennbar gCfinger ~tegrationsbeclarf Im Sinne einer nach § 43 Pbs. 4 erlassenen Rechtsverordnung besteht oder 
dieser aus anderen Grunden nach der Einreise keinen M5pfuch nach § 44 auf Teilnahme am ~tegra~onsklJS hätte, 

der Ausländer wegen seiner Staatsangehörigkeit auch IOr einen Aufenthalt, der kein Kurzau1enthalt ist, visurmel in das Bundesgebiet 

eirveisen und sich darin aufhalten darf oder 

der ~sländer im Besitz einer Blauen Karte EU ist 

(2) Die Au(entha ltserlaubnis kaT)Q zur Vermeidung einer besonderen Härte abweichend von ,llbsalz 1 Satz 1 Nr. 1 erteilt werden_ Besi!Zl der 
Auslander eine Aufenthaltserlaubnis. kann von den anderen Voraussetzungen des Absatzes 1 Salz 1 Nr. 3 Buchstabe ~ abge~ehen werden. 
(3) Die Aufenthaltserlaubnis kann abweichend von § 5 Abs. 1 Nr. 1 und § 29 Abs. 1 Nr. 2 verlängert werden, solange die eheliche 

Labensgemeinschalt f.9rtbesteht. . _ . . _ . . 
(4 ) Ist ein Auslander gleichzeitig m't mehreren Ehegatten verheiratet und lebt er.gemernsam mt einem Ehega!len Im Bundesgebiet, Wird kernem 

weiteren Ehega!len eine Aufenthaltserlaubnis naell Pbsalz 1 oder .bbsalZ 3 erteilt. 
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Gesetz über den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit und die Integration von 
Ausländern im Bundesgebiet (Aufenthaltsgesetz - AufenthG) 

§ 5 Allgemeine Erteilungsvoraussetzungen 

(1) Die Erteilung eines Aufenthaltstitels setzt in der Regel vor.aus, dass 

G) der Lebensunterhalt gesichert ist, 

1a. die Identität und, falls er nicht zur Rückkehr in einen anderen Staat berechtigt ist, die Staatsangehörigkeit des 
Ausländers geklärt ist, 

2. kein Ausweisungsgrund vorliegt, 

3. soweit kein Anspruch auf Erteilung eines Aufenthaltstitels besteht, der Aufenthalt des Ausländers nicht aus 
einem sonstigen Grund Interessen der Bundesrepublik Deutschland beeinträchtigt oder gefährdet und 

4. die Passpflicht nach § 3 erfüllt wird. 

(2) Des Weiteren setzt die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis, einer Niederlassungserlaubnis oder einer Erlaubnis 
zum Daueraufenthalt - EU voraus, dass der Ausländer 

1. mit dem erforderlichen Visum eingereist ist und 

2. die für die Erteilung maßgeblichen Angaben bereits im Visumantrag gemacht hat. 

Hiervon kann abgesehen werden, wenn die Voraussetzungen eines Anspruchs auf Erteilung erfüllt sind oder es auf 
Grund besonderer Umstände des Einzelfalls nicht zumutbar ist, das Visumverfahren nachzuholen. 
(3) In den Fällen der Erteilung eines Aufenthaltstitels nach den §§ 24, 25 Abs. 1 bis 3 sowie § 26 Abs. 3 ist von der 
Anwendung der Absätze 1 und 2, in den Fällen des § 25 Absatz 4a und 4b von der Anwendung des Absatzes 1 Nr. 1 
bis 2 und 4 sowie des Absatzes 2 abzusehen. In den übrigen Fällen der Erteilung eines Aufenthaltstitels nach Kapitel 2 
Abschnitt 5 kann von der Anwendung der Absätze 1 und 2 abgesehen werden. Wird von der Anwendung des Absatzes 
1 Nr. 2 abgesehen, kann die Ausländerbehörde darauf hinweisen, dass eine Ausweisung wegen einzeln zu 
bezeichnender Ausweisungsgründe, die Gegenstand eines noch nicht abgeschlossenen Straf~ oder anderen 
Verfahrens sind, möglich ist. 
(4) Die Erteilung eines Aufenthaltstitels ist zu versagen, wenn einer der Ausweisungsgründe nach § 54 Nr. 5 bis Sb 
vorliegt. Von Satz 1 können in begründeten Einzelfällen Ausnahmen zugelassen werden, wenn sich der Ausländer 
gegenüber den zuständigen Behörden offenbart und glaubhaft von seinem sicherheitsgefährdenden Mandeln Abstand 
nimmt. Das Bundesministerium des Innem oder die von ihm bestimmte Stelle kann in begründeten Einzelfällen vor der 
Einreise des Ausländers für den Grenzübertritt und einen anschließenden Aufenthalt von bis zu sechs Monaten 
Ausnahmen VOll Satz 1 zulassen. 
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Gesetz über den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit und die fntegration von 
Ausländern im Bundesgebiet (Aufenthaltsgesetz • AufenthG) 

§ 29 Familiennachzug zu Ausländern 

(1) Für den Familiennachzug zu einem Ausländer muss 

1. der Ausländer eine Niederlassungserlaubnis, Erlaubnis zum Daueraufenthalt - EU, Aufenthaltserlaubnis oder eine 
Blaue Karte EU besitzen und 

_,/ '"? 2. ausreichender Wohnraum z~r '{erfügung stehen. 

\ (2) Bei dem Ehegatten und dem mnderjährigen ledigen Kind eines Ausländers, der eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 1 
'" oder 2 oder eine Niederlassungserlaubnis nach § 26 Abs. 3 besitzt,~ von den VoraussetzunQ.~.!1 de~.2 Abs. 1 Nr. 1 und 

des Absatzes 1 Nr. 2_abgesehen werden. In den Fällen des SalZeS,l!§! von diesen Voraussetzungen abzusehen, wenn 

1. der im Zuge des Familiennachzugs eriorderliche Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels innerhalb v~ 
Monaten nach unanfechtbarer Anerkennung als AsylbereChtigter oder unanfechtbarer Zuerkennung der 
Flüchtlingseigenschaft gestellt wird und 

2. die Herstellung der familiären Lebensgemeinschaft in einem Staat, der nicht Mitgliedstaat der Europäischen Union ist 
und zu dem der Ausländer oder seine Familienangehörigen eine besondere Bindung haben, nicht möglich ist. 

Die in Satz 2. Nr. 1 genannte.E!ll1 wird auch durch die rechtzeitige AntragsteIlung des Ausländers gewahrt. 
(3) Die Aufenthaltserlaubnis darf dem Ehegatten und dem minderjährigen Kind eines Ausländers, der eine Aufenthaltserlaubnis 
Ilach den §§ 22, 23 ~bs . 1 oder § 25 Absatz 2 Satz 1 zweite Alternative oder Absatz 3 besitzt, nur aus völkerrechtlichen oder 
humanitären Gründen oder zur Wahrung pOlitischer Interessen der Bundesrepublik Deutschland erteilt werden. § 26 Abs. 4 gilt 
entsprechend. Ein Familiennachzug wird in den Fällen des § 25 Abs. 4 bis 5, § 25a Absatz 1 und 2, § 104a Abs. 1 Satz 1 und § 
1 04b nicht gewährt. 
(4) Die Aufenthaltserlaubnis wird dem Ehegatten und dem minderjährigen ledigen Kind eines Ausländers oder dem 
minderjährigen ledigen Kind seines Ehegatten abweichend von § 5 Abs. 1 und § 27 Abs. 3 erteilt, wenn dem Ausländer 
vorübergehender Schutz nach § 24 Abs. 1 gewährt wurde und 

1. d ie fami liäre Lebensgemeinschaft im HerKunftsland durch die Fluchtsituation aufgehoben wurde und 

2. der Famil ienangehörige aus einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union übernommen wird oder sich 
außerhalb der Europäischen Union befindet und sChutzbedürftig ist. 

Die Ertei lung e iner Aufenthaltserlaubnis an sonstige Familienangehörige eines Ausländers, dem vorübergehender Schutz nach 
§ 24 Abs. 1 gewährt wurde, richtet sich nach § 36. Auf die nach diesem Absatz aufgenommene'n Familienangehörigen findet § 
24 Anwendung. ', .' 
(5) (weggefallen) 

zum Seitenanfang Datenschutz .; Seite ausdrucken 

Gesetz über den Aufenthalt, die Er.werbstätigkeit und die Integration von 
Ausländern im Bundesgebiet (Aufenthaltsgesetz • AufenthG) 
§ 36 Nachzug der Eltern und sonstiger Familienangehöriger 

lU Den Eltern eines mi~deriährigen Auslanders, der eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 A~s. lader Abs. 2 oder eine 
Nlederlassungserl~ubms na.ch § 26 Ab~: 3 be~itzt,.l§! abweichend von § 5 Abs. 1 Nr. 1 und § 29 Abs. 1 Nr. 2 eine 
Autenth:l.tserlaubn.l~ zu ertell~~, wen~ Sich kel~ personensorgeberechtigter Elternteil im Bundesgebiet aufhält. 
ßl Son~Qßo Fam l!lenang~.b.o.l!g.e.Q eines Auslanders ~ zum Familiennachzug eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden 
wenn es zur Ver.meld.ung einer außergewöhnlichen Härte erforderl ich ist. Auf VOlljährige Familienangehörige sind § 30 Ab~ 3 
und § 31, auf mmderJährige Familienangehörige ist § 34 entsprechend anzuwenden. . 

zum Seitenanfang Datenschutz Seite ausdrucken 
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Voraussetzungen fUr den Widerruf oder die Rücknahme vor! iegen. Einem Ausländer, der seit drei Jah­
ren eine Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Absatz 4 besitzt ist eine Niederlassungserlaubnis zu erteilen, 
es sei denn, es liegen die Voraussetzungen filreine Rncknahme vor." 

c) In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter ,.seitsieben Jahren" und d ie Angabe .,Nf. 2 bis 9" gestrichen. 

15. In ~ 28 Absatz :2 Satz 1 werden die Wörter ,.Ausweisungsgrund vorliegt" durch die WÖJ1er "Ausweisungs­
interesse bestehf' ersetzt. 

16. l.22. wird wie folgt geändert: 

01) Absatz 2 Satz 1 und 2. wird wie folgt gefasst: 

.,Hei dem El1cgattcn und dem mindeljahrigcn ledigen Kind e ines AusW.nders, der eine Aufenthaltser­
laubnis nach § 23 Absatz 4, § 25 Absatz I oder 2. e ine Niederlossungserlauhnis Ilach § 26 Absatz 3 oder 
nach Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 2 Satz I zweite Alteillative eine Niederlas­
sungscrlaubnis nach § 26 Abslltz4 besitzt, kann'von den Voraussetzungen des § 5 Absatz I Nummer 1 
lind des Absatzes I Nummer 2 abgesehen werden. In den Fällen des Satzes 1 ist VOll diesen Vorausset­
zungen llbzusehen. wenn 

I. der im luge des Familiennachzugs erforderliche Antrag auf Encilung eines Aufenthaltstitels in­
nerhalb von drei Monaten nach unanfechtbarer Anerkennung als Asylberechtigter oder unanfecht­
burer Zuerkennung der Flüchtlingse igenschaft oder subsidiären Schutzes oder nach Ertei lun g einer 
Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Absatz 4 gestellt wird und 

2. die Herstellung der familiären Lebensgemeinschaft in einem Staat, der nicht Mitglieds!aa! der Eu­
ropäischen Union ist und zu dem der Ausländer oder seine Familienangehörigen eine besondere 
Bindung haben, nicht möglich ist." 

b) Absfltz 3 wird wie folgt geändert: 

aal In Salz 1 werden die Wöl1er ,,§§ 22, 13 Abs. I oder § 25 AbsalZ 2 Satz I zweite Altemative oder 
AbS<ltz 3" durch die Wörter .,§§ 22, 23 Absatz I oder Absatz 2 oder § 25 Absatz 3 oder Absatz 4a 
Satz I, § 25a Absatz I oder § 25b Absatz I" ersetzt. 

bb) In Satz 3 werden die Wörter,,§ 25 Abs_ 4 bis 5, § 25a Absatz 1 und 2," durch die Wörter,,§ 25 
Absatz 4, 4b lind 5, § 25a Absatz 2, § 25b Absatz 4;' ersetzt. 

17. ~ 30 Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

"I. der Ausländer, der einen Aufenthaltstitel nach § 23 Absatz. 4, § 25 Absatz 1 oder 2, § 26 Absatz 3 oder 
nflcll Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 2 Satz 1 zweite Alternative eine Niederlas­
~ung~erlallbnis nach § 26 Abs<iTZ 4 besitzt und die Ehe bereits bestand, als der Ausländer se inen Le+ 
bensm ittelpu nkr in das Bundesgebiet verlegt hat,". 

I g, § 32 Absatz 2 Satz 2 Nummer I wird wie folgt gefasst: 

" I. der Aus länder eine Aufenlha ltserlaubnis nach § 23 Absatz 4, § 25 Absatz I oder 2, eine Niederlassungs­
eri llubn is nach § 26 Absatz 3 oder nach Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 2 Satz 1 
zweite Altemative eine Niederlassungserlaubnis nuch § 26 Absfltz 4 besitzt oder". 

19. § 35 Absatz 3 Satz 1 Nummer I wird wie folg! gefasst: 

,.1. e in <lU f dem persönlichen Verhalten des Ausländers beruhendes Ausweisung~interesse besteht." . 

20. ~ 36 Absatz I wird wie folgt gefasst: 

,,( I) Den Eltern eines mindcl:jährigen Ausländers, der eine Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Absatz 4, 
§ 25 Absatz I oder 2, eine Niederlassungserlaubnis nach § 26 Absatz 3 oder nach Elteilung' einer Aufent~ 
haltscrlaubnis nach ~ 25 Absatz 2 Satz I zweite A lteillative eine Nieder!assungserlaubnis nach § 26 Absatz 
4 besitzl, ist abweichend von § 5 Absatz I Nummer I und § 29 Absatz I Nummer 2 eine Aufenthaltserillubnis 
/.1I eltcilell, wenn sich kein personensorgebercchtiger Elternteil im Bundesgebiet authält:' 

11. 111 § 37 Absatz 3 Nummer 1 werden die WÖlter "Ausweisungsgnmd vorliegt" durch die WÖlter "Auswei­
sungsinter<.!ssc besteht" ersetzl. 

'1'1 In ~ 38a Absatz 1 Sntz 1 werden die Wörter "drei Monate" durch die Angabe ,,90 Tage" ersetzt. 
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Familienn3chzlIg anderer FamilienangehÖriger als der Kernfamilie nach § 36 11 AufenthG? 
(Auszüge aus der Allgeme inen Verwaltungsvorschrift und aus einem einschlägigen Gesetzeskommentar, 
zusammengestellt von Sebastian Muy, BBZ, Mai 2015) 

I) Allgemeine Verwaltungsvorschrift zu § 36 AufenthG (Auszug) 
( I1t Ip:/ Jwww.bm i. bund . deJS hared Docs/Down I oads/D EfrhemenlM i ~ration I nte~rationl As)' 1 Zuw anderungl 
AufenthG VwV.pdf? blob publicationFile): 

36.2.2.3 Umstände, die ein famil iäres Angewiesensein begründen, können sich nur aus individuellen 
Besonderhe iten des Einze lfalls ergeben (z.B. Krankheit, Behinderung, Pflegebedürftigkeit, psychische 
Not). Umstände, die sich aus den allgemeinen Lebensverhältnissen im Herkunftsland des nachziehenden 
Familienangehörigen ergeben, können insoweit nicht berücksicht igt werden. Keinen Hältefall 
begründen danach z.B. ungünstige schulische, w1Jtschaftliche, soziale und sonstige Verhältnisse im 
Heimatstaat. Ebenso wenig sind politische Verfolgungsgründe maßgebend. Dringende humanitäre 
Gründe, die nicht auf der Trennung der Famil ienangehörigen bemhen, sind nur im Rahmen humanitärer 
Allfenthaltsgewährung zu berücksichtigen (§§ 22ff.) und begründen keinen Härtefall i.S .d. § 36. 

36.2.2.4 Die Herstellung der familiären Lebensgemeinschaft mit einem im Bundesgebiet lebenden 
Angehörigen ist im Allgemeinen nicht zur Vermeidung einer außergewöhnlichen Härte erforderlich, 
wcnn im Ausland andere Familienangehörige leben, die zur Betreuung und Erziehung in der Lage sind . 
Dies ist bei einem Nachzug volljähriger Kinder und volljähriger Adoptivkinder zu den Eltern, beim 
Nachzug von Eltern zu volljährigen Kindern , beim Enkelnachzug und dem Nachzug von Kindern zu 
Geschwistern besonde rs zu plilfen. 

2) Gesrtzcskommcntar zu § 36 AufenthG (Auszug) 
(:l US: Bcrgm:mll/Dicnclt (Hrsg.) : Ausländerrecht. Kommentar. 10. Auflage, 
21113. Verlag C. H. Beck oHG, München, S.686-696): 

"[ ... J 

I V. Nachzug sonstiger Familienangehöriger 

I. Sonstige Familienangehörige 

Unter sonstigen Familienangehörigen sind alle außer den Ehegatten und den minderjährigen Kindern zu 
verstehen. In Betracht .kommen die anderen Mitglieder der Großfamilie, v.a. volljährige ledig·e und 
verheiratete, geschiedene oder verwitwete Kinder, Ptlegekinder, Eltern, Großeltern; 
Schwager/Schwägerinnen, Onkelrranten lind Netfen/Nichten. [ ... ] 

2 AuHcrgcwöhnliche Härte 

Ocr unbestimmte Rechtsbegriffder außergewöhnlichen Härte weist im Verhältnis zu demjenigen der 
besonderen Härte erhöhte Anforderungen auf. Die Besonderheiten des Einzelfalls müssen nach Art und 
Schwere so ungewöhnlich und groß sein, dass die Folgen der Visumversagung oder Nichterteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis unter Berücksichtigung des Zwecks der Nachzugsvorschriften, die Herstellung und 
Wnhrung der Falll ilieneinheit zu schützen, sowie des Schutzgebots des Art. 6 GG schlechthin 
unvcrtretbar sind. 

Der Zweck des Familiennachzugs. die Herstellung und Wahrung der familiären Lebensgemeinschaft C§ 
271). ertordert in aller Re~el nicht den Nachzug von Volljährigen, denn sie benötigen grundsätzlich 
keine familiäre Lebenshilfe. Die Verbindung zu den im Bundesgebiet lebenden Familienangehörigen 
kann grundsätzlich auch auf andere Weise aufrecht erhalten und gepflegt werden . 

• 
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Soweit eine wil1schaftliche Unterstützung erforderlich sein sollte, kann diese in der Regel durch 
Geldüberweisungen ins Ausland erfolgen. Eine außergewöhnliche Härte setzt demgegenüber voraus, 
dass der im Ausland lebende volljährige Fami lienangehörige dOlt kein eigenständiges Leben mehr 
führen kann und die von ihm benötigte, tatsächlich und regelmäßig zu erbringende wesentliche familiäre 
Lebenshilfe zumutbarer Weise nur in Deutschland durch die Familie erbracht werden kann, die in 
diesem Fa ll im Kern die Funktion einer familiären Lebensgemeinschaft ausflillt. [ ... ] 

1I 

Immer ist dabei der Zweck des Familiennachzugs, nämlich Herstellung und WahlUng der 
Fal11iliengemeinschaft. im Blick zu behalten, Außerhalb dieses Schutzbereichs liegende 
Beeinträchtigungen bleiben deshalb in der Regel unbeachtet. insbesondere Schwierigkeiten aufgrund 
der wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse im Her.~unftsstaat. [, .. ] 

Es entspricht den gesetzlichen Nachzugsregeln und stellt deshalb nicht schon fur sich eine 
außergewöhnliche Hälte dar, wenn der Ausländer als einziges Familienmitglied noch im Aus land lebt. 
Insbesondere bei Volljährigen ist es nicht ungewöhnlich, dass sie sich aus der familiären 
Lebensgemeinschaft lösen. [ ... ] 

1I 

Nachdem mit § 36 I [ eine Nachzugsbestimmung im nationalen Recht vorliegt, wil1 Art. 4 TI RL 
2003/86/EG auf den Begriff der außergewöhnlichen Härte ein und verdichtet ilm tur die beiden 
FaJlgruppen. Eine außer§!ewÖhnliche Härte ist daher immer in Fällen anzuneh men. in denen der 
Zusamillenftihrcnde oder dessen Ehe~atte für den Unterhalt des Verwandten in ~erader aufste i{tender 
Linie ersten Grades aufkommen und der Nachziehende in seinem Herkunftsland keinerlei sonstiite 
thmiliäre Bindungen mehr hat. 

Beim Nachzug volljähriger. unverheirateter Kinder des Zusammenführenden oder des Ehe~auen wird 
man eine außcrßewöhnliche Härte jedenfalls dann annehmen mÜssen, wenn die Kinder auf/:rund ihres 
Ges undheitszustandes nicht selbst fUr ihren Lebensunterhalt aufkommen können. 

[. ·· 1 

3. Al lgemeine Erteilungsvol'aussctzungen 

Sonstigen Familienangehörigen eines Ausländers kann eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn 
neben den speziellen Voraussetzungen des § 36 11 I auch die allgemeinen Erfordernisse des § 5 erfullt 
sind. Insbesondere setzt die Erte ilung einer Aufenthaltserlaubnis in der Regel voraus, dass der 
Lebensunterhalt gesichert ist. Dies ist gemäß § 2 nr 1 der Fall, wenn der Ausländer ihn einschließlich 
ausreichenden Krankenversicherungsschutzes ohne Inanspruchnah me öffentlicher Mittel bestreiten 
kann. [ ... ] 

1···1 

4 . E"messen 

.!' 
1m Rahmen des Ermessens sind die widerstreitenden Interessen zu gewichtc_n, die fiir und gegen eine 
Aufenthaltserlaubnis wegen einer außergewöhnlichen Hälte sprechen. [ ... ] 

[··1 " 

(Hervo rhebungen nicht im Original) 
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Bundesamt 
für Migration 
und Flüchtlinge 

Anerkennungsverfahren 

fü:r MigratiOn 
Aska 

135 

samt 
n .Flüchtling': 
rring 106 
8erHn Ort: 

Datum: 

Gesch.-Z.: 

Bundesamt für Migration und 

FlOchtlinge 
13587 Berlin 

11.06.201 5 -hü 

bitte unbedingt angeben 

11111111111111111 illllllillmlllill mll ~m m !II 
.. '. BESCHEID 

In dem Asylverfahren des/der 

wohnhaft: 

I BeTHn 

vertreten durch: 

ergeht folgende E n t s eh e i d un 9 : 

Die Flüchtlingseigenschaft wird zuerkannt 

r Begründung: 

geb. am . 

bische Republik 

" 

in I Syrien, Ara-

Der Antragsteller, syrischer Staatsbürger, arabischer Volkszugehörigkeit, reiste am . 2015 in 
die Bundesrepublik Deutschland ein und stellte am I .015 einen Asylantrag. 

Der Asylantrag wurde gemäß § 13 Abs. 2 Asylverfahrensgesetz (AsylVfG) auf die Zuerkennung 
internationalen Schutzes (FIOchtlingseigenschaft und subsidiärer Schutz) im Sinne des § 1 Abs. 1 
Nr. 2 AsylVfG beschränkt. 

Der Antragsteller hat seine AsylgrOnde dem Bundesamt am 08.06.2015 schriftlich mitgeteilt. 

Vorgelegen haben im Original ein syrischer Reisepass und ein syrischer Personalausweis. 

Hinsichtlich..der weiteren Einzelheiten des Sachverhaltes wird auf den Akteninhalt verwiesen . . 
• 
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1BAN: OEOB 7500 0000 0075 0010 07 
BIC: IMR!(()Ef 1750 



Landesamt für 
• 

Bürger- und Ordnungsangelegenheiten 
Ausländerbehörde 

Landesamt {ilr BOrger- und OrdnungsangelegenheIten . 
Friedrich-KIause-Ufer 24, 13353 BerUn (Postanschrin) 

Herrn } 

.. ' ' 

Sehr geehrter H(-!rr J 

Geschl. (bei Antwort bitte a~geben) 

B.earbeltuhg: Frau  

Dienslgebaude: BenJo-Mitte 
Friedrich-Krause-Ufer 24,13353 Berlin 

Zimmer 

Etage 2 

Telefon (030) 90269 • 

F .. (030)9028· -3468 

Vermittlung (030) 90269 ·0 

Intern (9269) 

E-Mail: 
@labo.berlin.de 

Internet: http;/fw.Nwberlin,deJIaDolabh 

Datum 06.07.2015 

Sie haben am 06.07.2015 die Ausstellung eines elektronischen Aufenthaltstitels auf der 
Grunolage des § 25 Abs. 2 AufenthG (GFK) gültig bis zum 05.07.2018 beantragt. den ich bei 
der Bundesdrucker:ei bestellt habe. Dieses Schreiben gilt als Bestätigung Ihres erlaubten 
Aufenthaltes im Bundesgebiet und ist bis 19 .. 08.2015 gOitig. Die Erwerbstätigkeit ist gestattet. 
Wiedereinreisen in die Bundesrepublik Deutschland sind mit diesem Schreiben nicht 
möglich. 

Zur Abholung Ihres elektronischen ALifenthaltstitels werden Sie gebeten, unter Vorlage 
dieses Schreibens und Ihres Passes 

am. 19.08.2015 um 10:30 Uhr im Warteraum C 61-64 vorzusprechen. Sie werden dort 
mit der Nr. 405 aufgerufen. 

Soweit Sie mit dem Ihnen von der Bundesdrue;kerei übersandten PIN-Brief aUfgefordert 
werden, sich mit der Ausländerbehörde zum Zweck der Aushändigung des eleKtronischen 
Aufenthaltstite ls in Verbindung zu setzen, so gilt hierfür der o.g. Termin. Bitte sprechen Sie 
keinesfalls früher vor. 

Hinweis; Trotz Vergabe eines Termins sind Wartezeiten nicht aus·zuschließen. Sollten Sie eine 
Verlegung des genannten Termins wünschen, wird der neue Termin voraussichtlich nur zu 
einem späteren Zeitpunkt vergeben werden können. . 

;}JJ7gSVOIi 
Hiekel . 

-' . 

Ysrlsg!vJYIl rbjoslillll 
Clonslg~ b~udo 

s..(lI n·M i~. -g W .. 1t>If.., 

m AmrUm8f Sir. 

~ 147, :2:21 

: ..... 

Öffntmgti!!!!tnö 
Mont2g. o;. nl lIg 07:OO-1~:OO Uhr 
Mittwoch l!IIf mit Termlt1 
00nn1O/St:lg 10;00..18:00 UIJ"" 
F...a.g~ .. n 

. . 

-' 

ZIIhllll>gan ~1tt. b.rg. kllc:;; .n. d" 
\.andoShlI.uptkaSM Berlin 
10179 &ein 

........ -BLZ 10010010 
Konto 1021-102 
BAN CE3110010010c00lo:l1102 
I!IC PBNKDEFF100 



Vorn3me, Name, Geb1ll1sdatum 
Anschrift 

(d..e...~ ~~ ~"" l...R...~d..~ 
<=>~<>-"''''~ ~~\I.:,.",~") 

Labn - Ausländerbehörde 

Fri edrich-Krause-Ufer 24 

13353 Berli n 

Datum 

- Antrag auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis gern. §§ 29 11 AufenthG für 
meine Ehefrau xxxxx geb. xxx und unsere Kinder xxx geb.xxx, geb. und xxx geb. 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

hierm it beantrage ich die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis gem. § 29 II AufenthG fLi r 
meine Ehefrau und unsere Kinder. 

Wie Ihnen bekannt wurde mir mit Bescheid des Bundesamtes vom xxx die 
Flüchtl ingseigenschaft zuerkannt. 

!eh fUge Ihnen die Passkopien meiner Frau und unserer Ki nder bei. 

Hochachtungsvoll 

• 
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AuknlhV - Eill.(l'lllunn hllp:/lwww.gcselzc-illr-intcrncl.dc/aulcllthv/_ 31 .hlml 

I I' Oll I 

_I Bundc~ninistorium 
'tty ~er Justil und t fll: Verb!~ ;:chcrsch'J ll 

• zurliek 

N...iY.b1~f!\ll!c hes Iphaltsverzeichnis 

JUriS 

Aufenthaltsverordnung (AufenthV) 
§ 31 Zustimmung der Ausländerbehörde zur Visumerteilung 

(1) Ein Visum bedarf der vorherigen Zustimmung der für den vorgesehenen Aufenthaltsort zuständigen Ausländerbehörde, 
wenn 

der Ausländer sich zu anderen Zwecken als zur Erwerbstätigkeit oder zur Arbeitsplatzsuche länger als 90 Tage im 
Bundesgebiet aulhalten will, 

2. der Ausländer im Bundesgebiet 

a) eine selbständige Tätigkeit ausüben wil l, 

b) eine Beschäftigung nach § 18 Absatz 4 Satz 2 des Aufenthaltsgesetzes ausüben will oder 

c) eine sonstige Beschäftigung ausüben wi ll und wenn er sich entweder bereits zuvor auf der Grundlage einer 
Aufenthaltserlaubnis, einer Blauen Karte EU, einer Niederlassungserlaubnis, einer Erlaubnis zum 
Daueraufenthalt-EG. einer Du ldung oder einer Aufenthaltsgestattung im Bundesgebiet aufgehalten hat oder 
wenn gegen ihn aufenthaltsbeendende Maßnahmen erfolgt sind oder 

3. die Daten des Ausländers nach § 73 Absatz 1 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes an die Sicherheits behörden übermittelt 
werden, soweit das Bundesministerium des Innern die Zustimmungsbedürftigkeit unter Berücksichtigung der aktuellen 
Sicherheitslage angeordnet hat. -

Im Fall des Satzes 1 Nr. 3 gilt die ZustirT"If"nJng als erteilt, wenn nicht die Ausländerbehörde der Erteilung des Visums binnen 
zehn Tagen nach Übermittlung der Daten des Visumantrages an sie widerspricht oder die Ausländerbehörde im Einzelfall 
innerhalb dieses Zeitraums der Auslandsvertretung mitgeteilt hat, dass die Prüfung nicht innerhalb dieser Frist abgeschlossen 
wird. Dasse lbe gilt bei Anträgen auf Erteilung eines Visums zu e inem Aufenthalt nach § 16 Abs. 1 oder la oder nach § 20 des 
Aulenthaltsgesetzes, soweit das Visum nicht nach § 34 Nurrmer 3 bis 5 zustimmungs/rei ist, ~it der Maßgabe, dass die Frist 
drei Wochen und zwei Werktage beträgt. 
(2) Wird der Aufenthalt des Ausländers von einer öffentlichen Stelle mit Sitz im Bundesgebiet vermittelt, kann die Zustimmung 
wr Visumerteilung auch von der Ausländerbehörde erteilt werden, die für den Sitz der vermittelnden Stelle zuständig ist. Im 
Visum ist ein Hinweis auf diese Vorschrift aufzunehmen und die Ausländerbehörde zu bezeichnen . 
lli Die Ausländerbehörde kann insbesondere im Fall eines Ans~ auf Erteilung eines Aufenthaltstitels, eines öffentlichen 
Interesses, in den Fällen der§§ '18, 19, 19a oder 21 des Aufenthaltsgesetzes, in denen auf Grund von Absatz 1 Satz 1 Nummer 
2 eine Zustimmlllg der Ausländerbehörde vorgesehen ist, oder in dringenden EäJlen.der Visurrerteilung vor der Beantragung 
des Visums bei der AuSlandsvertretung zustimmen (Vorabzustimmung). 

zum Seitenanfang Datenschutz Seite ausdrucken 
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Ahmad Mohammad, geb. 1. 1. 1985 
Turmstrnßc 11 5 
10551 Berli n 

LABO - Ausltinderbchärde 
Eillreisestelle 
Fricdrich-Krause-Ufer 24 
13353 Berl ill 

- Alltrag ullf Erteilu IIg eißer Aufenthaltserlaubnis gern. §§ 29 11 AufenthG und 
- Zust imm un g zum Familienuachzu g rur meine Ehefrau und unsere Kinder 
- A n t l'ag ~lUfVoral)7.ustimmung zu r Einreise gern, § 31 111 Aufenth V 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

~ MUSTER ~ (alle DateI/frei erfllnden) 

Berl in, 23.03 .20 15 

hi ermit benntrflge ich die EI1eilung einer Aufenthaltserlaubnis geill. §§ 25 11, 1911 AufenthG rur meine Ehefrau 

Ra fif AL I-IUSSEINI. geboren am 07.12,1985 in Dmnaskus, 

lind meine Kinder 

Amjad MOUAMMAD, geboren am 14.01.2006 in Damaskus, 
Hala MOUA MM AD, geboren am 01.0 1.2010 in Damaskus. 

Wie Ihnen bekannt ist, wurde mir mit Bescheid des Bundesamtes vom 21.01.1015 die Flüehtl ingseigcllsehaft zuerkannt 
(Geschl1ftsze ichen: XXXXXXXXXX). 

kh beantrage die Erteilung einer Vorabzustimmung geill. § 31 111 A ufenth V an die Deutsche Botschaft in Beirut, Libanon. 

i'd e ine frau und meine Kinder befinden s ich noch in Damaskus, Syrien . HIER DIE INDIVIDUELLE SITUATION 
ERKLÄREN, WARUM DAS VERFAHREN SO WEIT WIE MÖGLICH BESCHLEUNIGT WERDEN SOLLTE. 

fl"lr die Kont:lktaufnahme der Botschaft mit meiner Frau zum Zwecke der Terminvergabe, hier ihre Telefonnummer: 
+%:19111111 I und ihre Eillailanschrift: xxx. 

Bitte senden Sie Antwort oder Rückfragen auch an mich unter oben genannter Anschrift sowie zusätzlich an meine E-Mail­
Adresse: Illlltasicmai lad n;ssc((i)gmail .coill. Telefon isch bin ich zu erreichen unter der Nummer: 0 176- 12345678. 

Anhei Kopien der Pässe meiner Ehefrau und meiner Kinder sowie ein Auszug aus unserem Famil ienbuch. 

Mit freundlich en Grüßen 

AI1Jllad Mohammad 

Hill weis: 

Wichtig is t, dass der An trag innerhalb von drei Monaten nach Zustellung der Flüchtlingsanerkennung gestellt wird, 
um die Frist nach § 29 11 AufenthG zu wahren. Die Frist ist durch den rechtzeitig gestellten Antrag bei der 
Ausllinderbehörde auch dann gewahrt, wenn der Termin.bei der deutschen Auslandsvertretung erst nach Ablauf der 
drei Monate zu bekommen ist. 

• 
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Landesamt fü r 
Bürger- 'und Qrdnungs_angele'genheiten 
AusländerbE>höfde .. . 

Landesamtfür BOrg-er- und OrdnlJngsang~leg~.nheiten 
FriedrLch·Krause,Ufer ,24,: 1"33"53. Berlhr:{postanschnlt) 

Aus[andsvertretun_9 in 
Beirut rk~visä~·012@beir. aoswaertiqe's'-amtde 

Betr.: Visum für 

Farpil ienname:, 
Vorname 
GebLJrtsdatum 'l 

' Staat?ange~ö,rlgkeit:, , 
Aktueller Aufenth'altsort: 
Aktuelle Errei'~h barkeh: 

,syrfen, :Ahl~(sph9 :B$pupl.ik 
o/C([ePP:o,,,,$yrieO 
Tel,:., 

' G~schZ;'(belAntwort bitte ar'lgeben) 
1 -- . . 

Be?1'beitling: 
~iensigebäl1.de~ B,erli[l ,Milte 

,' Frjedrid1~Krau:fe:Ufer_ 24, t33~3 BerUn 

'Zlmmlilf 

,Etage' 

telefon: 

'Fax 
Verrriitllyng­

jntEnD 

tO?."O j 90269 .4  

j030) 9028" 3461 

(030) 90269 - 0 

"(9269) 

22,04.2015 

Ver.wand(S9haftsv~rhä!tqj~.: 
Te.l. :', (I<:0r!fuktminq~~, Tpchier) 
;t;lt~nrFamlJieDZu.8grT]m~ofdh[qng· 

o ri 9 in aldo k.u me nte' 
vorgele:gf(Bezeip.hh,tln,Q):- ' 

:gemaß' § 36 LAufenthG 

·Paß.s~OP.i~.; K,Q;pi~ dßlS~Aus?49~. a:i,is,.dem G'ebuMstegiste'ründ.. 
:iiyilreg ·is.t~r, _.Kopre~pes -Aus~ugs: aus dem..Mßldereg is.te:r,einer 
Famili'e', "Kopfe!' de's "Ehevertrages Sdwje~des AuszUgs/äus dElm 

;E~eC~~_gtsh3f' . " ". :' 
' ·gJa_u. R-Jjaft~~em~cnr -

Der Erteilung, eln es-Visum.s.',~n:; qj_~_, g-:eha.nnte:. P,eJscin · \oYir.d~ g~0;Hl§21 ,A!ts. <3'A ,cifenthV yb~ab 
zuge,stimmt, .sofern .eine reclitsgültigE(EllesJ~htießung vmli:egtund ~e:s ,$Lch 'belj den l.<iodßrn, 
um die gemeinsamen .Klndet ha'ndelt :söwie ,elitsprecherid'e :Nach,#else,für ,echt~befunden 
werden', ' 

.-, 

Aufenthaltsdauer: 3' Monate 
_. • _ • • ' • • C • • , . · < 

Aufenthaltszweck: ~ , 

" 

Familienzusam(llEihführ:u'n'g gemäß_:§ ,36 AbS., 1 'AufenthG< , -- " " ." , '. _. - . - " 

W" keh,!verbindunQ 
o;en"t~"bii u d~ -
BIo' !'..,·MiHft: ' 

1::) W-slhaf"O 
ill Arm.rm"!.Si.,. 
~ ,H'p21 

_ 'O~idtJio'; , 
Mont;~. ~aii 07:00-14;OI)'Unr 

,MiIIwOc:i:Jnu(m~Ter rriin "_ • 
.-[);>merSiag " 0;00.1 9:00 lJtu ' • 
F",ll"O ge!dlIo!l50!<1 __ 

'0;0 Bedienung orfolg l ~rul\d;,~tzlich üb .. vq.(l1e.lilo 
"r.,mjn.Qr. lnb. r~ngtJI ,",,.., ------
,M"J,hhennz.lhl· 
'()29!109, 

BOiiliyiuhiOdyjij' .' 
~2aliunlienl5tle ~-"rOuldlo(a!)..Ch 
'lJI"1:krsha~sseB'.,r.,. , 
,0'179se,ln:' " -

f'<;l~nk .eertn·. , 
, BLZ'.10010010, 
,.1';""10)021_102 .. " . ' ' . 

Ia.wDE!I7;\OO)~Ql 0000; 021 10~: 
'_IlID ' t:'6r'l_KOEFfl~; 
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Landesamt für 
Bürger- und Ordnungsahgelegertheiten 
Ausländerbehörde . . 

Landesamt für BOrger- und Ordl'lungsange!egeriheilen 
Friedriq,-Krause-Ufer 24, ,13353 ae:r1in (Postansc_hrlfl) 

Auslandsvertrelung-in 

Beirut ,rk-visa1 Q12@beir.au'swaertiges-amtde 

Betr.: Visum fUr 

Familienname: 
Vorname 
Geburtsdatum 

Staatsangehorigkeit: 
Aktu eil er ,JA ufenth altsor!: 
Aktuelle Erreichbarkeit: 

Verwandtschaftsverhältni~: 

OriginaldokumentE! 

'Syrien, Arabisct!e Rep~bliR 
.,Aleppo:, !Syrlen 

Killq FamiUenzusamllJ~nfü!1rung 
gemäß §.29 11 i. V. m. §321 AufenlhG 

m 
GeschZ_(bfI1 Antwort bille angeben) 

Dieostgebäude: Berlin -Mftte 
F.rledrich-Krause-Ufer24, 13353 BerUn 

Zimmer 

Etage 
Telefon 

F~ 

Vermittlung 

Intern 

(oao) 90269 -

toao) 9028 . 3461 

(030)90269 - 0 

'(9269) 

Inlernet h!1p:J/Yrow.berlln.dellaboiabh 

Datum .22.04.2015 

vorgelegt (BezeiGhnung):, PasskopiQ, Kopie de$ Alls,iugs flUS. dem ,Getiui1s6pgister ünd 
ZiviJregister,. Kopie des Auszugs' aus dem'Meldereg lster einer 
Familie 

Ve~wandtschaftsverhär.t rils.: . glaubhafrgemacht 

Der Ertei lun9. eines VlSUI1)S gm die ge.nan~te PElrsci'n ~ird gßmäß § 31 }.bs, 3 AuJenthV vor.aI,J' 
zugestimmt; sofern e1oe're:chtsgyltige Eher;.;cJ:!ließung der<Eltern vorliegfllnd es $ich bei ·pen. 
Kindern, um die'gemeinsamenJ<inder der Antragsteller handelt sowie en.tsprechende 
Nachweise fü r echt befunden werden; 

Aufenthaltsdauer: 3 Monate 

Aufentha ltsZweck~, } 
FamilienzusammenführunQ gemäß §. 29 Äbs. '2 l. v." m.· § -32 Abs .. 1 AufenthG 

VM"fhrw!fbindunQ . 
.Di """ 19 ~biude. 
e.,,-rn.WtIe 

Wll$thoallln 

AIT)nI",t('S". 

14~: 221 

.Of!nt.muQitm:' " 
·Montzog. Dlen&1ag 07~)~~ ~ 
Minwochnurrn_T ....... 

'J)onne"'~g 10:ll;!l.1B:CO Ul>r 
f,.umB goosc/\loaoen 

Die Bedlanung . >folgt grundd!zlich Q~~!.ygrl,erl.g. 
TUJflln"e,~;,nb.rung!l1 

BoMrd,o~';'DJ4h!' 
1~i9!Dl 

PuiIbirtk Be"" 
atZ 10010010 
KorlIo 1021·102 . . , 
IBAAI. DemOO,HiolOOOO1021\o:!. 
aIC ,~ PEY-!I\OEFF1 00 



Landesamt für 
Bürger- und Ordnungsangelegenheiten 
Ausländerbehörde 

LandesamllOr BOrger- und Ordnungsangelegenheilen 
Friedrich-Krause-Ufer 24, 13353 Berlin (Postanschrift) 

Herrn 

,, " ..... . '-

Berlin 
" 

Sehr geehrter Herr I 

Ihren Antrag auf Familienzusammenführung habe ich erhalten. 

Ich möchte Sie deshalb auf das reguläre Visumsverfahren verweisen. 

111 
GeschZ. (bei Antwort bitte angeben) 

I' 
I 

Bearbeitung: FI 

DIenstgebäude: Berlin-Mitle 
Frledrlch-Krause-tller 24, , 3353 Berlin 

Zimmer 482 

Etage 

Telefoo 

F~ . 

Vermittlung 

Intern 

E-Mail: 

4 

(030) 90269 - 4

(030) 9028 - 3461 

(030) 90269 - 0 

(9269) 

@labo.berlin.de 

Internet http://WWW.berlln.deJ1aboiabh 

Datum 04,02,2015 

Vorabzuslimmungm) werden nur in wenigen Ausnahmefällen durchgeführt und trägt 
erfahrungsgemäß nicht immer zur Beschleunigung des Verfahrens bei, da häufig auftretende 
Rückfragen der Botschaften dennoch entstehen und somit keine schnellere Bearbeitung 
mehr gegeben ist. 
Laut Auskunft der Auslandsvertretungen sind Terminvergaben wieder niöglich. Insofern bitte 
ich Ihre Familie.eine Auslandsvertretung aufzuEiuchen, um einen Antrag auf 
Familienzusammenführung zu stellen sowie die erforderlichen Unterlagen abzugeben. Auch 
mit einer Vorabzustimmung müssen die Familienangehörigen ~igenständig einen Termin 
vereinbaren. 
Für die Einhaltung der Frist berücksichtige i~h Ihren Antrag hier bei der Ausländerbehörd.e. 

Sobald mir die Vorabmitteilungen der Botschaften vorliegen; werde ich die Vorgänge 
bevorzugt bearbeiten und die erforderliche Stellungnahm.e an die Botschaft abgeben. 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

Ve,bhrsve!l!iodL&Jg 
Dier1"'9 'biud<! 
Berlln·Mina 

@ W.'tk.IJ rn Aovumer SII. 

~ 147.221 

.~'. 

Öffn<rnSlciten' 
Mont"!!. Dienstag 01:0().14:00 Uhr 
Mittwoch n~r mit Tetmln 
Donrle tst&g 10:0().1 8:00 Uh r 
Frllita9 geschk>üen 

Die Bedienung .':'o~t gNnd5itzlich Ob.r v<>.hetl~ 
TermlnV<!.einbaNnglll 

Bo,okyerblndllllC,. 
Zahlung .... bln8 bal"goIdk>s 1111 die 
Landefhlll./Pl"-". Berlin 
10179 Be,..., 

PmltNonk Be ..... 
Bl2 10010010 
KonI<I l 02 I·102 
!BAN 0E311OO100100001021102 
sie P8NI([)€FFloo 



BlIndesministerium 
des Innern 

Nur per E-Mail 

Herrn 

Auswärtiges Amt 

DL HeLbert O. Zinell 
Ministerialdirektor 
Innenministerium Baden-Württemberg 
Willy-BLandt-StLaße 41 
70173 StuttgaLt 

Herrn 
GeLhaLd Eck 
Staatssekretär 
Bayerisches Staatsministerium des fnnern, 
für Bau und Verkehr 
Odeonsplatz 3 
80539 München 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, 

• 

Dr. Emily Haber 
Staalssekretärin 

POSTANSCHRIFT 

11014 Berlin 

Stephan Stein lein 
Staatssekretär 

POSTANSCHRIFT 

11013 Berlin 

Aktenzeichen: M J 3 - 21002/16#7 
Berlin, den 4. Mai 2015 

Bund und Länder haben mit den humanitären Aufnahmeprogrammen sowie mit der 

Aufnahme von rund 81.000 syrischen Asylbewerbern einen außerhalb der Krisenregi­

on beispiellosen Beitrag zur Linderung des Flüchtlingselends in Syrien und dessen 

Anrainerstaaten geleistet. Ober 100.000 Menschen aus Syrien haben bisher in 

Deutschland Zuflucht vor dem Konflikt gefunden. 

Seit einigen Wochen wird von sehr vieten Anspruchsberechtigten an den deutschen 

AUSlandsvertretungen in der Region Familiennachzug zu Schutzberechtigten (v.a . an­

erkannten Flüchtlingen mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 2 Satz 1 Alterna­

tive 1 AufenthG) beantragt. Trotz Personalverstärkungen und enormer organisatori­

scher Anstrengungen sind die Termine in den VisasteIlen manchmal auf Monate hin 

ausgebucht. Die enorme Hilfs- und Aufnahmebereitschaft, die Syrer in Deutschland 

kennenlernen, sollte sich aber auch beim Familiennachzug zeigen. Grundsätzlich soll­

te kein Familienangehöriger aus Syrien 'länger auf die Erfüllung seines Anspruches 

auf Familiennachzug warten als unbedingt notwendig . 

• 



1. Globafzustimmung der Länder bei einem Nachzug zu einem syrischen aner-

Da bei einem Nachzug zu einem anerkannten Flüchtling gemäß § 29 Abs. 2 

Satz 2 AufenthG zwingend auf den Nachweis des gesicherten Lebensunterhal­

tes und des ausreichenden Wohnraumes zu verzichten ist, soweit der Antrag 

auf Familiennachzug innerhalb von drei Monaten nach Anerkennung als Flücht­

ling gestellt wird, verbleibt den Ausländerbehörden in diesen Fällen lediglich die 

Feststellung der Identität des Stammberechtigten und des zum Nachzug be­

rechtigenden Titels. 

Das Auswärt~ae Amt und das Bundesministerium des Innern würden es aus­

drücklich begrüßen, wenn Sie für diese Fälle eine Globalzustimmung für den 

Nachzug der Kernfamilien aussprec.hen könnten. Diese würde eine Beteiligung 

der Ausländerbehörden ersetzen. Die Feststellung des erforderlichen Titels 

kann der neu einzurichtende Datenabgleich mit dem AZR erbringen. Dabei soll 

sich die Globalzustimmung lediglich auf die Fäl l<q des § 29 Abs. 2 Satz 2 

AufenthG erstrecken. Eine Beschränkung des Ermessens der Ausränd~rbehör­

den bei Anträgen nach Ablauf der Dreimonatsfrist (§ 29 Abs . .2 Satz 1 

AufenthG) ist nicht intendiert. 

Wir regen d.iesen Schritt auch an, weil er zu einer erheblichen .- Arbeits­

entlastung bei den Ausländerbehörden führen dürfte. Zudem würden die Visa­

verfahren wesentlich beschleunigt, wodurch ein Abbau der Rückstände ermög­

licht würde. Selbstverständlich würden die Ausländerbehörden weiterhin über 

den bevorstehenden Familiennachzug unterrichtet. 

2. Vorabzustimmungen durch die zuständigen Ausländerbehörden ~ 

Es bliebe den AusJänderbehörden unbenommen, weiterhin in Fällen eines An­

trags durch den Schutzberechtigten selbst eine Vorabzustimmung,zu erteilen 

und diese der Auslandsvertretung zu übermitteln. Dabei regen wir an, das oben 

beschriebene Verfahren - entsprechend dem Verfahren, welches die Auslands­

vertretungen anwenden werden - zur Glaubhaftmachung zur Überzeugung der 

Ausländerbehörde ausreichen zu lassen. Das Verfahren zur V.orabzustimmung 

gilt insbesondere, solange die automatisierte AZR St~itu.sabfrage und eine Glo­

balzustimmung der obersten Landesbehörde noch nicht vorliegen. 

Bereits dadurch kann eine wesentliche Beschleunigung der Visaverfahren er­

reicht werden. Wir bitten daher darum, von dem Instrument der Vorabzustir:!!.­

_mung großzügig Gebrauch zu machen. 

Zusamme'ngenommen dürften dies wichtige Schritte sein, um den Be­

arbeitungsrückstau bei Anträgen zum Familiennachzug abzubauen und den 

Anspruchsberechtigten in vertretbarer Zeit eine Perspektive aufzuzeigen. Das 

Auswärtige Amt und das Bundesministerium des Innern sind für jede Unterstüt­

zung, die Sie zu einer Beschleunigung der Verfahren und zur Unterstützung der 

anspruchsberechtigten Familienangehörigen - auch eingedenk unserer ge-
- 'l", -
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Deutscher Bundestag - [8. Wahlperiode - 114. Sitzung. Ber[in, Mittwoch, den I. Juli 2015 11033 

nen Schwerpunkt des humanitären Engagements der 
Bundesregierung dar. 

Im lahr 20 15 sind Mittel in Höhe von insgesamt rund 
180 Millionen Euro flir humanitäre Hilfsmaßnahmen in 
diesen Krisen vorgesehen. Dies entspricht fast der Hälfte 
des Gesamtansatzes ftir humanitäre Hilfe, der 2015 bei 
400 Millionen Euro liegt. 

Die Mittel für die vier genannten Krisen teilen sich 
wie folgt auf die einzelnen Krisen auf: Syrien: 1II Mil­
lionen Euro, Irak: rund 40 Millionen Euro. Weitere 10 Mil­
lionen Euro werden entsprechend der sich entwickelnden 
Krisenlagen in Syrien und Irak flexibel eingesetzt. Zentral­
afrikanische Republik: rund 7 Millionen Euro, Südsu­
dan: rund 12,2 Millionen Euro. 

Anlage 39 

Antwort 

des Staatsministers Michael Roth auf die Frage der 
Abgeordneten Ulla Jelpke (DIE LINKE) (Drucksache 
18/5341, Frage 55): 

Welche ßundes[llnder haben inzwischen erklärt, dass sie 
beim Familiennachzug zu syrischen FlUchtlingen bereit sind, 
GlobalZllstimmungen zu erteilen und Verfahrenserlcichterun­
gen zu ergreifen (vergleiche Antwort de r Bundesregierung 
auf meine schriftliche Frage 27 auf Bundestagsdrucksache 
18/4993), und warum ist die Bundesregierung nicht bereit, in 
der TUrkei eine Visumbeantragung per E-Mail zu ennögliehen 
(Ant .... "Ort der Bundesregierung auf meine schriftliche Frage 
29 auf Bundestagsdrucksache 18l5161), obwohl hiennit im 
Libanon gute Erfahrungen gemacht werden und die Wartezeit 
zur Vorsprache in der Türkei Zllletz! auf bis zu ein Jahr ange­
stiegen ist (Schreiben des Auswärtigen Amts vom 23. Juni 
2015) und obwohl Artikel 5 Absatz 4 der Richtlinie 2003/86/ 
EG vom 22. September 2(0) insgesamt nur eine maximal 
neunmonatige Bearbeitungszeit zulässt (wovon Abweichun­
gen nur bei schwierigen Antmgsplilfungen, nicht aber auf­
grund mangelnder Arbeitskapazitäten erlaubt sind; bitte nach­
vollziehbar darlegen)? 

Zum ersten Teil Ihrer Frage: 

Die Frage möglicher Verfahrensvereinfachungen war 
auch Gegenstand des Gesprächs der Bundeskanzlerin 
mit den Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsidenten 
der Länder. 

Bisher haben acht Bundes!änder ihre Zustimmung er­
klärt oder unter der Voraussetzung in Aussicht gestellt, 
dass der direkte Datenabgleich zum Status des Schutzbe­
rechtigten im Ausländerzentralregister technisch funk­
tioniert: Baden-Württemberg, Bremen, Mecklenburg­
Vorpommem, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, 
Saarland, Schleswig-Holstein und Thüringen. 

Das Ausländerzentralregister hat die Einrichtung des 
automatisierten Datenabgleichs fur Ende August ange­
kündigt. 

Zum zweiten Teil Ihrer Frage: 

Das persönliche Erscheinen der Antragsteller in der 
Visastelle der Auslandsvertretung zum vereinbarten Ter­
min ist notwendig zur Vorlage von Unterlagen im Origi­
nal, Hir die Prüfung der Erteilungsvoraussetzungen und 
Hir die vorgeschriebene Erfassung von Fingerabdrücken . 

• 

Das gilt auch für die Botschaft Beirut. Das dort einge- (C) 
richtete Mailpostfach ' dient lediglich der vereinfachten 
Tenninvergabe. 

Für Visaverfahren beim Familiennachzug zu aner­
kannten Flüchtlingen aus Syrien steht in der Türkei die 
Möglichkeit offen, ohne zeitliche Begrenzung Termine 
telefonisch beim beauftragten externen Dienstleister, der 
Firma iDATA, zu vereinbaren. 

Dieses Verfahren ist anders als in Libanon, wo die 
elektronische Terminvergabe genutzt wird. Dort können 
aus organisatorischen Gründen Termine nicht unbe­
grenzt, sondern nur flir einen bestimmten Zeitraum frei­
geschaltet werden. 

Ein zusätzliches Angebot eines gesonderten Mail­
postfachs, über das manuell vorgezogene Termine verge­
ben werden, bringt deshalb in der Türkei keinen ent­
scheidenden Vorteil. 

In besonders dringlichen Notfallen werden auch in 
der Türkei, unabhäng ig von Terminvereinbarung ilber 
iDATA, vorgezogene Sondertermine vergeben. 

Das Auswärtige Amt arbeitet daran, durch Personal­
aufstockungen und Verfahrensvereinfachungen das Ter­
minangebot und die Bearbeitungskapazitäten an den 
betroffenen Auslandsvertretungen in der Region zu er­
höhen. 

Anlage 40 

Antwort (0) 

des Staatsministers Michael Roth auf die Frage der Ab­
geordneten Britta f:laßelmann (BÜNDNIS 90fDIE 
GRÜNEN) (Drucksac.he 18/534l, Frage 56): 

Kann die Bundesregierung aU5Schließen, dass der Fall 
Ahmad Mansur, genauer das ägyptische Fahndungscrsuchcn, 
wahrend des Besuchs des ägyptischen Präsidenten el-Sisi in 
Berlin zur Sprache gebracht worden ist? 

Das ägyptische Fallndungsersuchen bezüglich Ahmad 
Mansur wurde während des Besuchs von Staatspräsident 
el-Sisi in Berlin nicht thematisiert. 

Anlage 41 

Antwort 

des Staatsministers Michael Roth auf die Frage der Ab­
geordneten Dr. Franziska Brantner (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) (Drucksache 18/5341, Frage 57): 

Wann gab es Kontaktaufnahmen und mit welchem Inhalt 
seitens ägyptischer Behörden nach der Einreise Ahmad 
Mansurs Mitte Juni 2015 nach Deutschland? 

Nach der Einreise Ahmad Mansurs in die Bundesre­
publik Mitte Juni 2015 gab es folgende Kontaktaufnah­
men seitens ägyptischer Behörden, die Herrn Mansur be­
trafen: 

Am 20. luni 2015 teilte das Bundeskriminalamt dem 
ägyptischen Interpol-Zentralbüro mit, dass Herr Mansur 
festgenommen wurde, und bat um Bestätigung, dass das 



Bo tschaft 
der Bunde src pulJlik Deutschland 
Beirut 

Stand: Mai 201S 

Merkblatt der Botschaft Beir"t für die Terminvergabe 
zum Familiennachzug zum Schutzberechtigen aus Syrien 

I. Grund sätzlich muss zur Visumantragsteilung an der Botschaft Beirut ein Termin über das Dnline· 
Tcrm il ,vcrgnbesystem "RK-Tennin" der Botschaft gebucht werden: 
;)" ~\.:..w .l1o! i Tut. dip I 0 .de/term i 11 e 

001"1 werden regelmäßig neue Termine freigegeben. Die Buchung über das Online-Terminvergabesystem "RK· 

Term in" ist kostenfrei. Die Botschaft arbeitet ni cht mit Dienstleistungsagenturen zusammen und rät dazu, Angebote 
solcher Agenturen gründl ich zu prüfen. 

Nur sotern Ihnen bereits a lle folgenden Unterlagen vorliegen, 

Kopie des syrischen Reisepasses des Antragstellers (bei Familien: alle Antragsteller und Ei nreisewi ll ige n) 

Aurenth:lltstite l des Schu lzberec htigten in Deutschland, zu dem der Fami liennachzug erfolgen soll (§ 25 Abs. 
I oder 2 Aufenthaltsgesetz o(Ier nach § 23 Abs. I und Abs. 2 Aufenthaltsgesetz). 

Syr ischer Pc,"soncnstandsrcgisterau szu g ~l ...:...)4.....J1 u-...,t-lL .J.# • .J>""'" 

Ausgefiilltcs Antragsformular fuden Antragsteller (bei fami lien: aller Antragste ller): 

www.beirut .diplo.de/F I ueclnl ingsnachzug 

können Sie diese cinscanne n und mit der ßitte um Vergabe eines Term ins an folgende Emailadresse senden: 
!"am i I i I.:n nac hzu g. s vri cn(waus waert i ges-am l. de 

Machen Sie dabei in Ihrer Ema il bitte zusätzlich die fDlgenden Angaben (ausschl ießlich in lateinischen Buchsta­
ben): 

Name aller Einreisewi lli gen (bei Familicn: alle r Antragsteller) 

Vornamc aller Einreisewilligen (bei Fam ilien: aller Antragsteller) 

P::ass nummcr aller EinreisewiJIigen (bei f amilien: aller Antragsteller) 

Te lefon n u rn 111 er 

Emailadrcssc - Achtung: Achten Sie bitte darau f, Ihre E-Mail·Adresse feh lerfrei einzugeben, da Sie sonst 
keine Buchungsbestätigung erhalten können. Bitte prUfen Sie ggf. auen Ihren Spam/Junk-Ordner. 

Bitt<! bl!3chten Sie; 
Die Angnben zu Pass nummer und Te lefonnummer müssen korre i<! sein. Die Botschaft kann diese Angaben nic ht 

überprOtcl1. Sollte die Passnummel' nicht korrekt sein oder die Telefonnummer nicht existieren, muss der Termin ge· 

löscht. bzw. der Einlass an der Botschaft verweigert werden, auch wenn der Name richtig eingetragen wurde. 

Nur bei Übersendung der genannten Unterlagen und Angabe der aufgefuhrten Daten kann Ihnen die Botschaft einen 
dil'ckten Termin zur Vi sumbeantragung gewähren. Sie erhalten dann eine Terminbestätigung per Ema il , die Sie bitte 

zum Tennin mitbrin gen. 

Dieses Verfahren·ist ebenfalls kostenlos . 

• 1 (bitte wenden) 



" 

Familiennachzug zum anerkannten Flüchtling in DEU, § 29 II 2 Au 
,.. '91 or' ..... ..,. ,~. 

iihntGi> ~.,. , 
'i\'1Z*~.~;.~ EHEGATTE - SPOUSE: Family reunion with recognized ref ugee in ( ,,,,,:40. ,:o!I!';:,&n·~.ge . 

• • • , • • , 
" • •• , . -, 
ANTRAGSTELLER I A PPLICANPS details : ., • • • . , • I Name ..,.l~~\ r y ( Vorname d-,..YI r-y\ · " oE' -I- ... .> <If 

FWllilv Name: First Name: ~. I> '" .:jIo """ • 
Geburtsdatunl 

->;.104 ~,C 
Geburtsort, -land 

v )/J \ ,JL~ Date of"SiI'/h: Country and Place of Birth: 
StltU(su1.1gehöri gke it 

, 
Verheiratet seit • C ,:..0) . '~f-:J~ Nut ;OJ/uUf\': ~\ Married since: ~/ ! Nummer des Reisepasses , J\ ' \..,.» '~/ 

C 

}~(fS.\'I)(Jrt NUll/beI': ~ 

i Ausgestel lt <1111 
' ' Gültig bis 

..e.I~ " ~ vnJ\ '}/ (; I Dall! olis.we: .) ~ ; ,I L . ' Valid untiI: 
Anschrift und Erreichba rkeit des Antragstellers . tf,;j\9 ~~ y) i.J~ I address ~rapplicf1I1(: . , .. 

I Tclcron : .:,, ~\ \'" ..! 
, 

I 
L~M~il: (/~yl.v..ul ~\ ~ 

K I N 0 ER ( falls vorhandenlJ CHILDREN's details-, .... \ 0 Y) f ""'---" .i 
- , 

Name Vorname! ';!;; Gebdatum Wohnort 
Falllilv Name First Name Doß Place 0/ Residence 

i / 
I~-----

/ / 

C i 
/ 

EHEG A TTE I SPQUSE's details IN GERMANY: 

I Nmne, Vormllne I - \ _ t ., J J\ r--'~ 
1 Fal1lil)' Name. First Name ~ \i 'l- ~ 

Aufenthaltstitel in Deutschland "'" I "\ \~ • IS j ) I II ,J \ <;. , 

I 7)'Ile o(Resfdence Permi! in Germany: J:I \!:> lJ) '-0 ~ .... ~ ~-;I.D--'/7.--.:,' ,f.. {~Y=--____ = __ ...J 

- ""Cl;:' r Jy \3 ~c..G> ;-,./'P ~ jLl ANTRAGSTELLER I APPLICA N T 
r-Sind SIe vorbestraft' / Hove you ever been conVlcted 010 c"me? N1,n /~do-" - Ja / Yes - ~t~ 
i Wann/Wo/Grund?/When?Where?Forwhotreason? '- (j... \J .ttr--' 
i Smd Sie aus Deutschland ausgewiesen oder abgeschoben worden oder Ist eine Aufenthaltserlaubnis abgelehnt oder eme EmrelSe 
i nach Deutschland verweigert worden? Hove you everbeen expelled or dE!2rted from Germony, hOdJon rPf)icoti0:J.tr:rreside~C(! .,... 
I permit been fejected Of on ent'l' mfo Gefmany been refused? ~1I1 / NO) . Ja I Yes LJ ll.. \ ~ lv I " -)j'u:Vl ;-

!ch vers ich ere, vorstehende Angaben flach bestem W issen und Gew issen richtig und vollständig gemacht zu haben. ( ' 
I !fee/are that 10 rite best 0/ my knowlellge fhe above particulars are correct C~ ~\.?.J-cl) " ~/J :"\ ;J 

L_ 

Botscha f1 
der Bundesrepubl ik. Deutsr:hland 
Beiru{ 

, .. 

-2D -

, 
G [: 

Beirut, Datum I Date , 
J~ y( 

Unterschrift des Sorgeberechtigten I Signa/ure 



'. 

rP~J I U '-1-". )< v 
. 

. 'lli'~:>"" " '~"'-'!::':':~::!§;:~.f:' 

Familiennachzug zum anerkannten Flüchtling in DEU, § 29ll 2 Au 1~~~!~€jl;:'<;o1\ 
'GIf~"~" ' ~.,,>'.~j.. , KINDER - CHILDREN: Family rellllion with recognized refllgee in , .. ::~""~,.,:; 

• • ~ • i<l.<i!: ~ 

• • ~ 'io • , ; . 
KI ND _(Antr~l!ste!ler) ICHILD'S (Applica.nt's) details: 4 ~ t~ f~ ~ <jj.4 

Name ~ «>d.; loJ 1 !,,- I ~ f<Y/ Vorname J :I../)~Y I • ~-il< ;0; -.. ~ , 
Familv Name: First Name: • '" ,..,t ", ·}. 4 • 
Geburtsdatum >hel 2~lJ Geburtsort, -land .. . y.j.J ) .. 0.>)ld l (; LL..c. 

Dale 0/ Birth; CountY}' and Place or Birth:' 

Staatsangehörigkeit .~j Verheiratet seit 
. 

/ G ;<= 1/ 2.,;;-0 
NationalilY: =- . Married since: 

Nummer des Reisepasses ~J\~'o/'~; 
Pas~'oorf Number: 
Ausgestellt am 

-' 9 ~ I~ i.7 ; "",ß U-"- .. 1;. \L) 
Gültig bis t../ LJ j\P Date ofissue: Valid unlil: .. .- . 

Anschrift und Erreichbarkeit, falls keine Antragstellung z usammen mit Elternteil 
address, ifnot applying and travelling will! parent: 

V' ~\'Jf 
. 

.. LJ ) ~\ -i>' 
Telefon : . ~jl;/ • 0 

. , . .. 
E-Mail: 

C/&P;/f ../0.r:1 \ ~'itu '..,.AJ I . . . 
'<'>..JI t"' 'LUI rYJ.JJW'v/ ,.,-- ' 

ELTERNTEIL M1TRE ISEND falls vorhanden) I Details of accompanyillg parent: 
Name I FO/tlY Name ")\ I \ Vorname. I First Nam.e m/w Gebdaturn Wohnort IPlace ofResidence 

L V ' <(')-) mlf IDoB .. -

ELTERNTEIL in Deutschland I Details qfparellt IN GERMANY: 
Name, Vorname f . \ • 

r.-F"'U'C;;""ily,:!-,.N."a""'",e". '-F"j,":st;;N."a"'m"e".:';-...,..-:-c,.-_________ -,-___ ~Lv~lU "( __ \ f' Y' J '-' y/ es- \ 
Al\fenthaltstitel in Deutschland, Adresse -... 1'"\ - , ' I 

Type of"Residence Permit, 4ddress in Germany: IvJU\ ci ;~~ (""C'Gy/;-'; 

Sind Sie vorbestraft? I Have yau ever-been convfCted 0/ a crime? 
Wann / Wo / Grund? / When? Where? ·"Far what reasan? 

ein"! No ~ - Ja I Yes 

Sind Sie aus Deutsch land ausgewiese·n.oder abgeschoben worden oder ist eine Aufenthaltserlaubnis ·abgelehnt oder eine Einreise 
nach De utschland verweigert worden? Have you ever been expelle d or deport·ed/rom Germany,-hod an app/icationforresidence 

perm;t been rejected or on ent into Germon been re used? In I 0 - Ja,{2::=-es'-_______ ~-----' 
Ich versichere, vorstehende Angaben nach bestem Wissen und Gewissen richtig. und ·vollständig gemacht zu haben. 
J de.c!are. ihm 10 lire best ofmy kno~ledge the above partielilars are correct and,Co.fnpfeie . 

. 

BOlschaft 
der Bu nd es republik Deutschland 
Beirut . 

" 
- L./ \.J ( 

Beirut, Datum I Date . 
( lrJiJ )( ( L..J .J.! ) s~....9YI 
"- Untej:Sthr[ft des S~rgeberechtlgten I Signa/ure ofGuardian 

, 

':: .1 

., '. ,. 

- L~-



Mustertext für eineMail nach dem neuen E-Mail-Terminbcantragungsverfahren in Beirut: 

An: familiennachzug.syrien@auswaertiges-amt.de 
Betreff: XXX / YYY + 2 Kinder (ZZI + ZZ2): Bitte um Vergabe eines Termins zur Visavergabe 
zum Familiennachzug 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

im AuHrag von Herrn XXX XXX (*xx.xx.19xx), anerkanntem 
Flüchtling aus Syrien, bitte·ich um Vergabe eines Tennins zur Erteilung 
von Visa zum Familiennachzug ftir seine Ehefrau und seine zwei Kinder. 

l lier die erforderl ichen Daten zu den Einreisewilligen: 

1) 
Name:YYY 
Vorname: YYY 
Passnummer: N009xxx;xxx 

2) 
Name: ZZ I 
Vorname: ZZ I 
Passnummer: N009xxxxxx 

3) 
Name: ZZ2 
Vo rname: ZZ2 
Pass llLllllmer: N009xxxxxx 

Die Familie hält sich derzeit noch in XXX, Syrien, auf. 

" 

Die Mutter ist per E-Mail unterfolgenderAdressezuerreichen:xxx@vyy.com. Der in Berlin 
lebende Familienvater, XXX XXX, ist per E-Mail unter folgender Adresse zu erreichen: 
yvy(il1zzz.com 

FnlU YYY ist telefonisch zu erreichen unter der Nummer: 
+96Jxxxxxxxxx. 

Im Anhang als Scan: 
* Pässe der Einreisewilligen 
* Aufenthal tstitel des Schutzberechtigten in Deutschland, zu 
dem der Familiennachzug erfolgen soll 
* Syri scher F ami I ienbuch-/Personenstandsregisterauszug 
~, Ausgefüllte Antragsformulare ftir die Frau und die Kinder 
* die Vornbzustimmung der Ausländerbehärde zur Visumserteilung (sofem vorhanden) 

Freundliche Grüße 
ABC 

- 2-2 -



Betreff: Appo intment at the German Embassy in Beirut 
Von: noreply@diplo.de 
Dat um : 02.07.2015 10:30 
An: j.rueffer@bbzberlin.de 

Hello Ki (Geburtsdatum: l), 

YOIJ h~"e booked an appointment at the German Embassy in Beirut on ( .09.2015 
at . ) o'clock. 

Please bring a printout 01 this mail, all nece:.sary documentation and a fi lled-in 

to your appointment and be on time. 
.' : 

Chi ldren under 12 years 01 age do not need an appointment and do NOT need to 
come in person. Children between 12 and 18 years 01 age 00 need to come in 
person, butihey 00 NÖl- need an APPOINTMENT. 

As yo ti have stated that you apply f or a residence permi t (Iong-term visa) for 
the purpose offamily reunion with your spouse or parent, p lease note that 
this info rm atiol) will be checked at t he entrance o~ the Emba~sy. 

Applicati ons fo r a short-term visa ("Schengen") or for another purpose will 
not be accepted. 

, 
Should y ou expect to be accepted in one of the refugee programmes in 
Germany, you CANNOT apply in this eategory ! You have to w ait until the 
decision has been sent to the Embassy, wh ich w ill t hen contact you directly 
and quiekly concerning an appointment. Before the deeis ion has reached the 
Embassy, y ou appli cation eannot be p roeessed and }rou will be sent away . . 

YOU WILL NOT RECEIVE YOUR REFUGEE-VISA FASTER BY MAKING AN 
APPOINTMENT ON YOUR OWN IN THIS CATEGORY!!! Please eaneel your 
appointment, if y ou w ant to be aceepted as a refugee in Germ any. 

II you need to cancel your appointment, p lease use this 
link: bttps:/lservice2 .diplo.de/rktermin/extern .1'.e 
!c8llceilatlon lorm.do?relerence=bei r 4593168& , .. ' _._--_._- -
token=e8515c4IdeOI2dff0133418231255af7&reques! locale=en . 

Important notiee! 

New regulation fo r entry to Germany: 

Al l appli eants eom ing f rom Syria need a valid prool 01 vaccination agains! 
polio! The vac~ination must not be o lder than 12 m onths . . ... 

No visa wil l be issued without written proof of immunisation! 

Best regards, 

-L~-



* I Auswarliges AmI Antrag auf Erteilung eines nationalen Visums 

Application tor a national visa 

Dieses Antragsformular ist unentgeltlich 

This appiir;atlon form is fre~ 

Angaben wm Antragsteller/zur Ant~gstelle rin Information on the appiir:ant 
Name (Familienname) Surnom~ rühere(r~Familienname(n) Former sumame(s) 

. 
orname(n) eburtsdatum (Tag/Monat/Jahr) 
im nome(s) . pate of birth (day/month/year) 

.. 
eburtsort Ploce oJ birth ~eburtsland Country 0/ birth 

Derzeitige Staatsangehörigkeit(en) rühere Staalsangehörigkeit(en) 
urrenl nationolity (pIease stot~ oll norionolities) armer notionolities 

--_. 
Familienstand Moritols totus eschlecht S~)( 

b ledig single o männlich mole 

o verheiratet seit morried sinee o weiblich !emole 

o eingetragene lebenspartnen;chaft seit civil union sinn: 

o geschieden seit dillorced sinee 

o verwitwet seit widowed sina 
rrf des Reisedokuments (genaue Bezeichnung) Type of troIleI documenl 

~ ',i"pm Ponpo.' o Dienstpass Of/idol possport 
o Diplomatenpass Diplomotie passporr 
o sonstiger ilmtlicher Pass (Servicepass) Special passport 

Sonstiges Rei$edokument (bitte nähere Angaben): Other trovel document (pleose specify): 

IN",nm" de< R, i"dok"m,"~ N"mb .. 01 'u", ld o"m," 
I 

uss lellungsdatum Dote 0/ ;ssue ültig bis Volid unli! usgestetlt durch lssu~d by 

ufeflthattstitel oder gleichwertiges Dokument Nr. Residence permit no. 

ültig bis zu m Valid until 

ktuelle Anschrift und Erreichbarkeit Current address and r;ontor:t details 
tr~ße, H~usnummer Slreet, number 

Postleitzahl, Ort Posteode, ploce -Mait-Adresse Email address 

elefon flumme r Phone numbe~ Mobilfunknummer Mobile phone number 

- 2~-

Fb 0 

Bitte nicht aufkleben, 

nur beilegen 

Photo 

PI~a5~ do not USt glut 

10 altorh tlle photo 

Reserviert fur amtliche 
Eintragungen 

Foro/fidal us~ onl)! 
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Terminvergabesystem des Auswärtigen Amts -

Weiter 

NUR Ehegatten, minderjährige Kinder, Verlobte: Nachzug nach 
Deutschland 

Hinweis für palästinensische Antragsteller aus Syrien 

Libanon hat Einreisebeschränkungen für palästinensische Volkszugehörige aus Syrien einge"richtet. 
Desha lb wird d ie Botschaft, um ihnen d ie Einreise zu ermög lichen, die Namen und Geburtsdaten von 
palästinensischen Volkszugehörigen, soweit sie der Botschaft als solche bekannt sind und die einen Antrag 
bei der Botschaft ste ll en wollen, den libanesischen Einreisebehörden mitteilen. Dies soll ihnen d ie Einre ise 
zur AntragsteIlung bei der Botschaft ermög lichen . Weiterhin drucken Sie bitte diese E-Mai l-Bestätigung 
aus und nehmen sie für den Grenzübertritt mit . Dieses Verfahren ist mit den libanesischen Stellen 
abgesprochen . Die letzte Entscheidung über die Einreise nach Libanon treffen aber die libanesischen 
Behörden, ohne daß die Botschaft hierauf Einfluß nehmen kann. 

Bitte mark ieren Sie daher bei der Buchung des Termins, ob der Antragsteller palästinensischer 
Volkszugehöriger ist, damit die Einreise ermöglicht werden kann . Die Botschaft macht darauf aufmerksam, 
daß sie keine weitere Hilfestellung für die Einreise geben kann, wenn die Markierung nicht angebracht 
wird. 

Dieses gilt ausschließlich für palästinensische Volkszugehörig e. 

Se it dem 5. Januar 2015 unterliegen syrische Staatsangehörige verschärften Einreisebedingungen für 
Libanon. Reisenden aus Syrien wird dringend empfohlen, sich vor der Einreise über die für sie ge ltenden 
Bestimmungen zu informieren (etwa unter www . .9~O~.I(l I ~ st.;.! c:vritY.99Y:.1Q ) und Schreiben/ Unterlagen, die 
den Aufent ha lt im Libanon erklä ren, zusätzl ich in arabischer Übersetzung bei sich zu führen . Auch sollten 
für den Grenzübertritt mehrere Stunden eingeplant werden. Die Botschaft weist gesondert darauf hin, 
dass den verschärften Einreisebedingungen auch Personen unterfa ll en, die sich bereits früher im Libanon 
aufgehalten haben. Rechtlich bindende Auskünfte können aber aussch ließlich von den libanesischen 
Behörden erhalten werden. 

Del- Termin, den Sie buchen werden, gilt ill![ für die Beantragung eines Visums zu einem langfristigen 
Aufenthalt in Deutschland zur Fami lienzusammenführung zu Ihrem Ehegatten. Elternte il oder Verlobten, 
nicht z.8 . zum Famil iennachzug zu anderen Familienangehörigen, zum Studium, zu einer 
Erwerbstätigkeit oder einem Sprachkurs. 

Wenn Sie den Fami liennachzug zu einem in Deutschland anerkannten Flüchtling beantragen wollen und 
keinen freien Termin finden, können Sie unter bestimmten Umständen einen Termin alternativ erhalten. 

Bitte beachten Sie hierfür das 11t;;'I1_bl~tt_~1-l_LT_!.mJJloy_er,?jJ1J!qLUllil_ fJJiJJb!.acb~l.!.9..zum ane.lli~Jll}t~n 
Fluedltling der Botschaft: 

Natürlich können Sie sich auch wie bisher einen Termin vereinbaren, wenn Sie über die im Merkblatt 
genannten Dokumente noch nicht verfügen . Bitte wählen Sie in diesem Fall die Scha lt fl äche ,Weiter'. 

- '2.5 - 01.07.201514:48 
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https://service2,diplo.delrklermin/externlchoose_culegory.do?locatioll ... 

Für die Antragsteilung bei der Botschaft sind darüber hinaus weitere Unterlagen vorzu legen. Bitte 
entnehmen Sie diese dem Merkblatt der Botschaft unter www.beiru t.d lp.lo....detvisalnfo 

Für die Aufnahme als Flüchtling in Deutsch land in einem der deutschen Aufnahmeprog ramme brauchen 
Sie keinen Termin zu vereinbaren ! Die Botschaft wird sich nach Eingang der Unterlagen aus Deutsch land 
mit Ihnen in Verbindung setzen, um einen Termin zu machen. Bitte beachten Sie, daß die Bearbeitung 
des Antrags in Deutsch land mehrere Monate in Anspruch nehmen kann. 

ßLtl~....Qea Qll:en Sie bei der Buchung folgende Hinweise; 

~ Alle Angaben müssen ausschließl ich in lateinischen Buchstaben sein 

~ Achten Sie darauf, Ihre E~Mai l-Adresse feh lerfrei einzugeben, da Sie sonst keine Buchungsbestätigung 
erha lten können . Bitte prüfen Sie ggf. auch Ihren Spam/Junk-Ordner. 

- Volljährige Antragsteller benötigen jewei ls einen eigenen Termin. Minderjährige mitreisende Kinder 
benötigen keinen Termin, sie können mit den Eltern zusammen beantragen. Kinder unter 12 Jahren 
brauchen (licht persönlich vorzusprechen. Pa lästinensische Volkszugehörige aus Syrien sollten dennoch für 
alle Kinder einen Termin vereinbaren, damit alle Namen an die libanesischen Behörden gegeben werden 
können. 

- Ehegatten und Kinder von deutschen Staatsangehörigen (Nicht: Ve rlobte) benötigen keinen Termin bei 
der Botschaft. Sie können Montag bis Donnerstag zwischen 08.00 Uhr und 11.00 Uhr bei der Botschaft 
vorsprechen. 

- Die Angaben zu Passnummer und Telefonnummer müssen korrekt sein. Die Botschaft wird diese 
Angaben überprüfen. Sollte die Passnummer nicht korrekt sein oder die Telefonnummer nicht existieren, 
wird der Termin gelöscht, bzw. der Einlaß an der Bot schaft verweigert, auch wenn der Name richtig 
eingetragen worden sein sollte. 

- Bitte buchen Sie aus Rücksicht auf andere Antragsteller nur einen Termin. Mehrfache Termine werden 
von der Botschaft gelöscht werden . 

- t-lier- finde n Sie das erforderliche Antragsformular - bitte bringen Sie es zweimal ausgedruckt und 
vollständig ausgefü ll t zur Vorsprache mit. 

- Bitte bringen Sie alle im Merkblatt genannten Unterlagen mit. Unvollständige Anträge werd en nicht 
entgegen genommen. Aktuelle Merkblätter für Ihren Reisezweck erhalten Sie auf der Webseite der 
Botschaft unter www.QeirutAjQ.lQ.de/visainfo . 

, 
Hinweis! 

Neue Voraussetzungen für einen Aufenthalt in Deutschland: 

Alle Antragsteller, die aus Syrien kommen, benötigen einen gü ltigen Nachweis über eine Polio-Impfung. 
Die Impfung darf höchstens 12 Monate alt sein. 

Eine Visumertellung ohne I mpfscbutz ~chrift l icher Nachweis) Ist unter keinen Umständen möglich! 

,. Weiter 

01.07.2015 14:48 
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Terminvergabesystem des Auswärtigen Amts -

W eiter 

SONSTIGE Familienangehörige (z.B. Volljährige Kinder, Geschwister, 
Onkel, etc.): Familie-:-zusammenführung 

Hinweis fUr palästinensische Antragste ller aus Syrien 

Libanon hat Einreisebeschränkungen für pa lästinensische Volkszugehörige aus Syrien eingerichtet. 
Deshalb w ird die Botschaft, um ihnen die Einreise zu ermög lichen, die Namen und Geburtsdaten von 
palästinensischen Volkszugehörigen, soweit sie der Botschaft als solche bekannt sind und die einen Antrag 
bei der Botschaft stellen wollen, den libanesischen Einreisebehörden mitteilen. Dies soll ihnen die Einreise 
zur AntragsteIlung bei der Botschaft ermöglichen . Weiterhin drucken Sie bitte diese E-Mai l-Bestätigung 
aus und nehmen sie für den Grenzübertritt mit. Dieses Verfahren ist mit den libanesischen Stellen 
abgesprochen. Die letzte Entscheidung über die Einreise nach Libanon treffen aber die libanesischen 
Behörd en , ohne daß die Botschaft hierauf Einfluß nehmen kann. 

, ... 
Bitte markieren Sie daher bei der Buchung des Termins, ob der Antragsteller· palästinensischer 
Volkszugehöriger ist, damit die Einreise ermög licht werden kann. Die Botschaft macht darauf aufmerksam, 
daß sie keine weitere Hilfeste llung für die Einreise geben kann, wenn die Markierung nicht angebracht 
wird. 

Dieses gi lt ausschließlich fUr pa lästinensische Volkszugehörige. 

Seit dem 5. Januar 2015 unterliegen syrische Staatsangehörige einer Visumspflicht für den Libanon. 
Reisenden aus Syrien wird dringend empfoh len, sich vor der Einreise über die für sie geltenden 
Bestimmungen zu informieren (etwa unter ~s;.n.';;:Ial-se.r;;urit'l.gov.lb ) und Schreiben/ Unterlagen, die 
den Aufentha lt im Libanon erklären, zusätzlich in arabischer Übersetzung bei sich zu führen. Auch sollten 
für den Grenzübertritt mehrere Stunden eingeplant werden . Die Botschaft weist gesondert darauf hin, 
dass der Visumspflicht auch Personen unterfallen, die sich bereits früher im Libanon aufgeha lten haben. 
Rechtlich bindende Auskünfte können aber ausschließlich von den libanesischen Behörden erhalten 
werden. 

Der Te rm in, den Sie buchen werden, gilt!!..!.!! für die Beantragung eines Visums zu einem langfristigen 
Aufentha lt in Deutsch land zur Familienzusammenführung zu einem entfernten Familienangehörigen, der 
nicht Ihr Ehegatte, Ihr minderjähriges Kind o.ä. ist, und nicht z.B. zum Studium, zu einer 
Erwerbstätigke it oder einem Sprachkurs . 

Eine erl eichterte Familienzusammenführung ist nur für Mitglieder der Kernfami l ie vorgesehen, also für 
Ehepartner und eigene minderjährige Kinder, über die der in Deutschland lebende Elternteil das in der 
Regel alleinige Sorgerecht ausübt. Andere Familienmitglieder oder Verwandte können den 
Familiennachzug nur unter der Maßgabe von § 36 Abs .2 Aufentha ltsgesetz beantragen. Nach dieser 
Vorschrift ist neben einem Nachweis über den gesicherten Lebensunterhalt für den Aufenthalt in 
Deutschland einschließlich ausreichenden Krankenversicherungsschutzes eine Begründung, dafür 

01.07.2015 15:00 



RK- Tcrmin - Kalcgoric https:l/servke2.diplo.delrkterminlexternlchoose_cutegory.do?10caliol1 .. . 

erforderlich, dass es sich bei dem konkreten Zuzugswunsch um einen außergewöhnlichen Härtefa ll für den 
Antragsteller selbst oder seinen in Deutschland lebenden Angehörigen hande lt. Flucht und Vertreibung 
'durch einen BOrgerkrieg begründen allein keine außergewöhnliche Härte, da diese Situation auf v iele 
Personen gleichermaßen zutrifft. Das Vorliegen einer außergewöhnlichen Härte muss vielmehr konkret auf 
den individuellen Einzelfa ll bezogen dargelegt werden . Da der Antrag mit Gebühren verbunden ist, prOfen 
Sie bitte genau, ob Sie die Voraussetzungen erfO llen, bevor Sie einen Termin vereinbaren. 

Für die Aufnahme als Flüchtling in Deutschland in einem der deutschen Aufnahmeprogramme brauchen 
Sie keinen Term in zu vereinbaren! Die Botschaft wird sich nach Eingang der Unterlagen aus Deutschland 
mit Ihnen in Verbindung setzen, um einen Te rmi n zu machen. Bitte beachten Sie, daß die Bearbeitung 
des Antrags in Deutschland mehrere Monate in Anspruch nehmen kann . 

foltl.U.eachten Sie be i der Buchung folgende Hinweise: 

- Alle Angaben müssen aussch ließlich in lateinischen Buchstaben sein 

- Achten Sie darauf, Ihre E-Mail-Adresse fehlerfrei einzugeben, da Sie sonst keine Buchung'sbestätigung 
erhalten können. Bitte prüfen Sie ggf. auch Ihren Spam/Junk-Ordner. 

- Jeder Antragste ller benötigt jeweils einen eigenen Termin. 

- Die Angaben zu Passnummer und Telefonnummer müssen korrekt sein . Die Botschaft wird diese 
,o,.ngaben überprüfen. Sollte die Passnummer nicht korrekt sein oder die Te lefonnummer nicht existieren, 
wird der Termin gelöscht, bzw . . der Ein laß an der Botschaft verweigert, ·auch wenn der Name richtig 
eingetragen worden sein sollte . 

- Bitte buchen Sie aus Rücksicht auf andere Antragsteller nur einen Termin. Mehrfache Termine werden 
von der Botschaft gelöscht werden. 

- Hi~r f inden Sie das erforderliche Antragsformu lar - bitte bringen Sie es zweimal ausgedruckt und 
vollständig ausgefüllt zur Vorsprache mit. 

- Bitte bringen Sie all e im' Merkblatt genannten Unterlagen mit. Unvollständige Anträge werden nicht 
entgegen genommen. Aktuelle Merkblätter für Ihren Reisezweck erha lten Sie auf der Webseite der 
Botschaft unter wWJI'{,!i...eliJdt.diR!.9 .J;LeLvi;;.em..fQ . ., 

Hinweis! 

Neue Voraussetzungen für einen Aufentha lt in Deutschland: 

AIL~llffilgsteller, d ie aus SYrien kommen, benötjgen einen gÜltigen Nachweis Ober eine Polio-Impfung. 
Die Impfung darf höchstens 12 Monate alt sein. 

!;:jD..~~s_~ilung ohne Impfschutz (schriftlicher Nachweis) ist unter keinen Umständen möglich! 

W eiter 

OL07.201515:00 



Der Weg zum Online-Terminvergabesystem auf der Seite der deutschen Botschaft Beirut:

http://www.beirut.diplo.de/

>> „Visabestimmungen“

>> „Terminvereinbarung“

>> „Visa-Termine für Antragsteller aus

Syrien“: „weiter“

>> „ NUR Ehegatten, minderjährige Kinder,

Verlobte: Nachzug nach Deutschland“:

„Weiter“

oder

>>  „SONSTIGE Familienangehörige (z.B.

Volljährige Kinder, Geschwister, Onkel, etc.):

Familienzusammenführung“: „Weiter“

>> „Weiter“

>> Code eingeben 

>>  „Weiter“

>> Wenn freier Termin: Buchen!

28a



Die (klltSc:hclI Ausl ,1Ix!svcrtrl'1ungclI inder Türkei - Vi~u rur Syrische Sl... http://www.tucrkcLdiplo.dc/Vertretungfruerkei/de/02-visaJOS-visa-fucr- ... 

I 1 01l _i 

*1 
Die deutschen Auslandsvertretungen 

in der Türkei 

Willkommen bei 
den deutschen 
Auslandsvertretungen 
in der Türkei! 

Visa für Syrische Staatsangehörige 

Inhalt 

1.) Termine 

2.) Antraqsvorbreitunq 

(© (c) dpa - Report) 

Syrische Staatsangehörige können ihr Visa an allen drei deutschen VisasteIlen in der Türkei beantragen. 

Da Ihre biometrischen Daten erfasst werden und unter anderem Ihre Fingerabdrücke gescannt werden, 

müssen Sie hierzu persönlich erscheinen. 

1.) Termine 

• Besuchs- oder Geschäftsvisa zum kurzfristigen Aufenthalt bis zu 90 Tagen können in den 
Annahmezentren der Firma iData gestellt werden. 

• Visa zum langfristigen Aufenthalt (Familienzusammenführung, Studium, Arbeitsaufnahme) können nur 
in der VisasteIle nach vorheriger Terminvereinbarung beantragt werden. Termine werden 
ausschließ lich über iData vereinbart. 

Inland: 0-850-460-84-93 (0 -850-460-VIZE) 

Aus land: +90-212 970 8493 

Sollten Sie den Service von IDATA nicht nutzen wo llen, so können Sie kostenlos am Eingang der VisasteIle in 

Ort Tag Uhrzeit 

Ankara Dienstag 08:00 - 09:00 

Istanbul Mittwoch 13:00 - 14:00 

Izmir Mittwoch 15:00 -16:00 

einen Termin erhalten. Hierfür muss der Antragsteller se lbst mit seinem Pass (nicht Personalausweis) 

erscheinen. Diese Termine liegen zeitlich nicht vor den Terminen, die IDATA vergibt. . 
• Sollten Sie im Rahmen einer der verschiedenen Flüchtlingsaufnahmeprogramme ("BAP/LAP") nach 

-L"'\- 01.07.201515:03 



Die· dcutscl1<'11 Auslandsvertretungen in der Türkei - Visa rur Syri~chc SI.. hltp:llwww.tuerkei.diplo.deNenrelungllucrkei/dc/02-visalO8-visa- ruer- ... 

Deutschland übersiedeln, setzt die VisasteIle sich mit Ihnen in Verbindung (per Telefon oder E-Mail, 
teilweise unte rstützt von der Firma iOata). Es ist nicht erforderlich, dass Sie sich selbst bei der 
Visastei le oder iData melden. Zwischen der Übersendung Ihrer Daten durch die Aus länderbehörde 
oder das BAMF und der Kontaktierung durch uns können bis zu vier Wochen vergehen. Von 
Sachstandsanfragen innerhalb dieser Zeit bi tten wi r abzusehen. 

nach oben 

2.) Antragsvorbre itung 

• Bitte bringen Sie zur AntragsteIlung alle Unterlagen vollständig ausgefüllt im Original und mit 
deutscher Übersetzung und Legalisation durch die Botschaft Beirui: mll . Welche Unterlagen Sie 
benötigen, können ~ie den entsprechenden Informationsblättern entnehmen. (siehe rechts) 

• Sie benötigen einen Nachweis einer Polioimpfung. 

• Sollten Sie sich bereits länger als drei Monate in der Türkei aufhalten, ist außerdem eine türkische 
Aufenthaltserlaubnis nachzuweisen. Die sogel}8.nnte "Yabanci Tanlrna 8e lgesi" ist bei der türkischen 
Behörde "Yabanc llar $ubesi" zu erhalten. 

• Wenn Sie kein Deutsch, Türkisch oder Englisch sprechen, wird für die reibungslose Kommunikation 
bei AntragsteIlung in Ankara und Izmir ein Dolmetscher benötigt. Bitte bringen Sie einen Do lmetscher 
mit, der Ihnen he lfen kann . In Istanbul benötigen Sie keinen Dolmetscher. 

Für Nachfragen unsererse its benötigen wir von Ihnen eine aktuelle Emailadresse und gültige Telefonnummer, 
unter der wir Sie oder einen Bevollmächtigten erreichen können. Sofern Sie einen Bevollmächtigten 

beauftragen, weisen Sie bitte bereits bei Antragsteilung darauf hin. 

Bitte sehen Sie von Sachstandsanfragen ab. 

Wenn eine Entscheidung getroffen wurde, werden Sie von uns benachrichtigt. 

Be i Familienzusammenführung ist ab Antragsteilung mit einer Bearbeitungszeit von bis zu drei Monaten zu 

re chnen. 

Im Rahmen der Flüchtlingsprogramme ist ab AntragsteIlung mit einer Bearbeitungszeit von ca. 10 Tagen zu 

rechnen. 

Wir bitten um Ihr Verständnis 

Vertretungen der Bundesrepublik Deutschland in der Türkei 

nach oben 

ERREICHBARKElT DER VISASTELLEN IN DER TÜRKEI UND TERMINVERGABE IDATA 

iStockj 

BOTSCHAFT ANKARA 
GENERALKONSULATISTANBUL 

Bild vergrößern 

-:::D -

Beratungsgespräch am Te lefon (© 

01.07.201515:03 



Die Deutschen 
Aus la n dsvertre tu ngen 
in der Türkei 

Merkblatt für die Beantragung eines Visums zum Zwecke der Familienzusammenführung 
für syrische Staatsangehörige 

Antragsteller aus Syrien können ihr Visum in den drei deutschen Visa stellen in der Türkei beantragen. 

Termine zur Anlragstellung müssen über die Firma iDala unter Tel. 0090-444 84 93 vereinbart werden. 

Folgende Unterlagen sind bei AntragsteIlung im Original und Kopie vorzulegen: 

Zwei in deutscher Sprache vollständig ausgefüllte und eigenMndig unterschriebene Antrags­

formulare + Anlage nach § 55 AufenthG (kostenlos bei der VisasteIJe erhältlich oder mittels Her­

unterladen von der tnternetseile) 

3 biometrische Lichtbilder (nicht älter als 6 Monate, keine Computerausdrucke) 

Gültiger Reisepass (unterschrieben) mit mindestens 1-jähriger Gültigkeitsdauer. 

Heiratsurkunde und Ehevertrag I Nachweis der religiösen Eheschließung (mit Legalisation der 

Deutschen Botschaft Beirut, nähere Informationen zur Legalisation finden Sie auf entsprechen­

dem Merkblatt auf der Homepage) 

bei Eheschließung unter 18 Jahren: schriftliche Zustimmung der Eltern mit deutscher Über­

setzung 

Sollte einer der Ehegatten bei Ehesch ließung vertreten worden sein: Spezialvollmacht - aus 

der Vollmacht müssen die vollständigen Namen beider Ehegatten hervorgehen und die Voll­

macht muss vor Abschluss des Ehevertrages ausgestellt worden sein 

Auszug aus dem Familienregister oder Familienbuch 

vollständige Scheidungsurteile der letzten Ehe beider Ehegatten mit Rechtskraftvermerk und de­

ren Anerkennung für den syrischen! deutschen Rechtsbereich samt deutscher Übersetzung! 

Sterbeurkunden (sofern zutreffend) 

Kopie des Aufenthaltstitels des in Deutschland lebenden Ehegatten,bei deutschem Ehepartner 

Kopie vom Reisepass oder Personalausweis 

Nachweis über eine Polio-Impfung 

Falls Sie sich seit mehr als drei Monaten oder ohne Einreisevisum in der Türkei aufhalten: Türki­

sche Aufenthaltserlaubnis , sog. Yabanci Tanima Belgesi 

Zur Beantragung eines Visums zur Eheschließung in Deutschland sind zusätzlich noch folgende Unter­

lagen vorzulegen: 

Bestätigung der Anmeldung der Eheschließung vom Standesamt in Deutschland 

Im Regelfall werden zur Antragsannahme lediglich die o.g. Unterlagen benötigt. In Einzelfällen kann die 

Vorlage von zusätzlichen Unterlagen sowie deren deutschen Übersetzungen notwendig werden. 

Für die Bearbeitung des Visumantrages wird eine Gebühr von 60 E, für Minderjährige 30 E, erhoben . 

• 



AW: Bitte um Abä nde rung des Vors prachetermins bei der deut ... 

Betreff: AW: Bitte 11m Abänderung des Vorsnr-achetermins bei der deutschen Botschaft 
Ankara für Herrn ~. I ,Ehefrau und zwei Kinder 
Von: "509-00 Koeller, MonIKa" <st)9-00~auswaertiges-amt. de> 

Datum: 06.07.2015 16:02 
An: "Joachim Rüffer" <j. rueffer@bbzberlin.de> 

Sehr geehrter Herr Rüffer, 

Terminanfrage an Botschaft Ankara läuft. 

M it freundl ichen Grußen 

~ 
iA. 
Monlka Koller 

'.?f.." ÄlJswartiges Amt 
rJ-I f1 Ref 509 (Einzelfalle des Visum rechts) 

i3. Werderseher Markt 1 .' 
L tP. 10117 ßeI"lin 

Tel. +49(30)18 17 - 2647 

&- G Fax' +49(30) 18 17 - 5 2647 
~ tr: ~ E-Mail S09-00@diplo.de .:c"j) Internet wwwauswaertiges-amt de 

I vo n 3 

Von: Joachim Rüffe r [mailto:j.rueffer@bbzberlin.de] 
Gesendet: Montag, 6. Juli 2015 15:55 
An: 509-00 Koeller, Monika 
Cc· . .. 
Rp.tr . ·1ndE:.fung ces Vorsprachetermins bei der deuts91en Botschaft Ankara für Herrn ' 

161, Ehefrau und zwei Kinder 

Sehr geehrte Frau KöUer, 
zu mir in die Beratung ist der minderjährige Flüchtling Herr I 
gekommen. Ihm wurden mit Bescheid 
des Bundesamtes vom 27. 5. 20 15 die Flüchtlingseigenschaften zuerkannt. Er möchte nun se ine 
El lern und seine zwei 
mindeljährigen Geschwister im Rahmen der FamilienzusammenfUhrung nachholen. Passkop ien der 
Famil ienangehöri gen und das Familienbuch fügen wir bei. 

Ocr unten stchendcn Mail von IDATA können Sie entnehmen, dass der Vater Herr I 
(und so auch die ande ren Familienangehörigen) 
einen Termin für die AntragsteIlung am 18. Februar 2016 bekommen hat. Dieser Termin liegt elf 
Tage vor dem' Tag, an dem i j 18 Jahre alt wird und damit den Anspruch auf die 

. .Fmnilienzusammenführung.yeriiert. Es kann nicht erwartet werden, dass es an diesem 18. 2. 2016 
tilts.ichIich schon zur Visumsen eilung kommen kann. 

Daher möchte ich Sie bitten behilflich zu sein. KörUlen Sie bei der deutschen Botschaft Ankara 
einen früheren Termin erbitten, so dass ausreichend Zeit ist, alle Formalitäten ftir die 
Familienzusammenführung zu erledigen. Wir würden es sehr begrüßen, wenn der Termin im 
Fri.i hherbst d ieses Jahres sein könnte. 

nf. n7 7n, I; ?/h1 



AW: Bitte um Abänderung des Vorsprachetermins bei der deut ... '. 

2 vo n 3 

Mit fre und lichen Grüßen 
JOJ.ch im Rüffer 
KommMit e. V., Berlin 
handy  

~-~~- --- Weitergeleitete Nachricht -~-----­
Bctrcff:FW: A ilc birle~imi 2 - Ankara 
DatUln: ~.("" "" ') 0 T ,,,~ ''1('\' C 11 .")O.") Q -1-1\1\1\1\ 

Von:. " 

An: j . rue-j ter(al b b~er lin .de 

From: ! 
To:a 
SubjcCi::· I' ••. , ." ........ lne:;;lmi 2 - Ankara 
Date: Sat, 27 Jun 2015 14:34:00 +0200 

> Subject: Aile birle~imi 2 - Ankara 
> From: norenlv(ri)i(h"lt::l ('.{\1l1 tr 
> To: 
> Dale: IlItl,E') Jun 2015 15:11 :.>b 'TvOOO 
> 
> Saym Mü~terimiz ,. 
> Dear Customer, 
> 

'l.com> 

,' . ' 

> I-laziran 25, 2015 tarihinde iDATA ile yapml~ oldugunuz görü~meye istinaden Ek'te ilgili evrak 
listesi ve randevli detaylannlz bulunrnaktadrr. 
> Based on the interview with iDATA on Haman 25, 20 15 attached you will fmd the document list 
and appointmeDt details. 
> 
> iSTENiLEN EVRAKLARlN 2'~r FOTOKOPILERlNiN IBRAZ EDiLMESi 
GEREKMEKTEDiR. 
> 2 extra cop ies from each document must be provided during the appomtment. 
> 
> Rn lldevLl saatinizden 15 .pakika önce orda bulunmamz gerekmektedi.r. 
> YOll must be there 15 rrUnutes before your appomtment time. 
> 
> Vize ücretini 60 Avro (€) + (5 Avro ( €) gerektigi takdirde fax ücreti ) olarak getirilmesi 
gerekmektedir. 
>··You must bring for 60 e uros for Visa payment aod + 5 euros for fax ( if oecessary) 
> 
> Ba,vuru Sabibi I APPLICANT : 

" > 
> Konso losluk I CONSULATE : Ankara , ) " 
> 
> Ba,vuru Tarihi I APPLICATION DATE: $ub. 18,20 16 

- '0'"6 -
. t 
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., Auswärtiges Amt 

An das 
Mitglied des Deutschen Bundestages 
Frau Ulla Jelpke 
Platz der Republik 1 
II 0 11 Berlin 

Prof. Dr. Maria Böhmer 
Mitglied des Deutschen Bundestages 
Staalsminislerin im Auswärtigen Ami 

P05TANSCHRlFT 
Kur.>lraße 36, 
11013 Berl in 

TEl >+49 (0)30 18·17·2926 
FAX +49 (0)30 18-17-3903 

www.auswaertlges·amt.de 

Berlin, den 2 l Juni 2015 

Mündliche Fl-age Nr. 33 fü r die Fragestunde am 17. J un i 2015 
Ihre Nachfragen 

Sehr geehrte Frau Kollegin, 

die Nachfragen zu Ihrer Mündlichen Frage Nr. 33 vom 17. Jwli 2015 beantworte ich 
wiefolgt: 

• An der Deutschen Botschaft und den Generalkonsulaten in der Türkei sind 

Termine ab April! Jmli 2016 verfügbar. 

• An der Deutschen Botschaft Beirut sind die verfU.gbaren Termine bis August 

2015 ausgebucht. Weitere Zeiträume werden regelmäßig freigegeben. 

• Die Deutschen Botschaften in Kairo und Riad haben Wartezeiten von bis zu 

sechs Monaten. 

• An den Deutschen Botschaften in Amman, Abu Dhabi und Dubai bestehen 

Wartezeiten von ein bis drei Wochen. 

• Die Auslandsvertretungen im Irak können nur i.n Ausnalunefällen Visaanträgc 

annehmen. Die Antragsteller werden in der Regel nach Ankara verwiesen . 

• 

- '0'-\-



& I Botschaft 
-~ty der Bundesrepub!ik Deutschland 

J Beirut 

Stand: März 20 15 

Merkblatt zur Legalisation syrischer Dokumente 

Dokumente zur Legalisation können montags bis donnerstags zwischen 8 Uhr und 11 Uhr 

eingereicht werden. Freitags werden keine Dokumente zur Legalisation entgegengenommen. 

Awsg<lbe der Unterlagen ist in der Regel am jewe~.ls gleichen Tag UII1 15.00 Uhr am Außenfenster 

der Bo(schq(r. Vereinzelt kann es zu längeren Bearbeinmgszeiten (1-2 Tage) kommen. 

Die zu legalisierenden Unterlagen müssen in folgender Form vorgelegt werden: 

• Es 111USS 'sich um das Origina ldokument oder eine durch die ausstellende Behörde 

gefertigte Abschrift handeln (nicht einfache Kopien). 

• Dieses Dokument muss untrennbar mit einer deutschen Übersetzung verbunden sein . Die 

Übersetzung muss entweder durch einen in Deutschland vereidigten oder einen durch eine 

deutsche Auslandsvertretung anerkannten Übersetzer vorgenommen worden sein . 

• Das Dokument muss vom syrischen Außenministerium vorlegalisiert sein (Stempel ab 

2012). 

Gebühren 

Die Gebühr nach dem Auslandskostengesetz beträgt EUR 25,- für öffentliche Urkunden 

(Geburtsurkunden, Heiratsurkunden, Scheidungsurkunden, Sterbeurkunden) und EUR 45 ,- fur 

alle weiteren Urkunden (z.B. religiöse Urkunden, Schulabgangszeugnisse). Die Gebühren fallen 

in libaneSIschen Pfund (LBP) zum aktuellen Wechselkurs an. Bitte beachten Sie, dass die 

Botschaft nur Libanesische Pfund annehmen kann. Zahlungen in anderen Währungen sind 

leider nicht möglich. 

\Venn die Dokumente für die Bewerbung bei einer deutschen Hochschule verwendet werden 

sollen , können Sie pro nachgewiesener Bewerbung einen Satz Legalisationen und beglaubigte 

Kopien gebÜhrenfryi erhalten. Hierfür müssen Sie in jedem Falle durch Vorlage geeigneter 

Unterlagen nachweisen, dass Sie sich derzeit bei einer deutschen Hochschule bewerben. Unter 

die Kostenbefi·eiung fallen nur solche Unterlagen, die flir die Bewerbung bei der Universität 

tJtsüchlich benötigt werden. 

Von der Kostenbefreiung ausgenommen sind voll ausgebildete Ärzte, die bereits eine Zulassung 

besitzen, und Bewerber für eine reine Sprachkursteilnahme in Deutschland. 

Mr • • ", 
NIiI,. 00 ..I<>"u, 5 MaI"y ~gh Sffiolli 

R'">i~h / Mla i eb _ Ileiru! 
Lioo n" " 

Po>!: 
Bolochan der 
Bu rtle ... efl'Jl>j;k O'O .... ""hland 
Postfach 11·2820 
Riad 8 SoI1 Beiru! 
1107 2110. Leb"""" 

Telefon: 
100961_4)935 000 

- 05 -

Tqlc t. >: 
(00961 . 41 935 001 

E· Ma i : Websile: 
info@b<lirLA .dl plo.de www. bo irul.diplo. <Io 
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Einholung des Vorlegalisationsvermerks: 

Das syrische Außenministerium unterhält nach wie vor in Damaskus und größeren Städten 

Büros, in denen die Echtheit von syrischen öffentlichen Urkunden durch dafur zugelassene 

Beamte bestätigt wird. Unabhängig von den Entwicklungen im Lande handelt es sich hierbei um 

einen noch funktionierenden Teil des syrischen Urkundswesens. Auf dieser Grundlage kann die 

EchLheit der Urkunde beurteilt werden. Eine Legalisation von U ... kunden durch die Botschaft 

Beirut ist nur mit diesem Vermerk möglich. Es können an der Botschaft Beirut nur solche 

Vorvemlerke überprüft, werden, die ab Anfang 2012 (Prufung jeweils im Einzelfall) auf 

Dokumenten aufgebracht wurden. Nach Erkenntnissen der Botschaft kann dieser Vennerk auch 

durch bevollmächtigte Dritte (Rechtsanwälte, Verwandte etc.) eingeholt werden. Die Botschaft 

Beirut kann hierzu keine ausdrücklichen Empfehlungen abgeben. 

Beschaffung sy rischer öffentlicher Urkunden: 

Die Botschaft Beirut kann bei der Beschaffung syrischer Urkunden nicht behilflich sein. Jedoch 

werden auch hi er häu fig bevollmäch tigte Personen (Rechtsanwält,e, Verwandte etc.) tätig. Aus 

der konsularischen Prax is ergibt sich, dass pro auf diesem Weg beschaffter Urkunde ink!. des , , 

oben genannten Vorlegalisationsvennerkes Kosten Ge nach Schwierigkeit) von ca. EUR 20,- bis 

EUR 100,- anfaHen, in Ausnahmefallen auch mehr. 

Übl'rsend ung VOll Urkunden aus Deutsc hland oder dem Ausland: 

Bei Übersendung von zu legalisierenden Urkunden wird Folgendes benötigt 

1. 

2. 

Kurzes Anschreiben mit Ihrem Anl iegen; 

Ihre 

Angabe 

oder 

emer Postanschrift In Deutschland einseh!. 

Kontaktdaten: 

e-Mail-Adresse 

hei Zustelfung über eine deutsche Auslandsvertretung (z.B. Dr. Botschaft Kairo) 

Kontaktdaten im Ausland einseh!. e-Mail-Adresse 

3. Ihre Kostenübernahmeerklärung für die Gebühren. 

Die Pos tanschrift der Botschaft lautet : 

Embassy ofthe Federal Repub!ic ofGennany - Rue l 6 / opposite Jesus & Mary School - Rabieh 

I Metn Lebanon 

Bei Übersendung aus Deutschland erhalten Sie nach Absch luss des Verfahrens eine Rechnung 

der Bundeskasse. Portokosten in Höhe von 3,- Euro fallen an. Bei Übersendung aus dem Ausland 

. werden Sie von der d0l1igen deutschen Auslandsvertretung wg. Aushändigung kontaktiert. Die 

Gebühren sind 

Ad r ... "" 
N' h . d", J<! ..... [I. J.\,"y ii;g 11 S<hooI 

R.IOHh I MI.iet, _ E\<IiM 
Lib"""", 

bei Abholung In Landeswähnlllg zu zahlen. 

1'<>", Telefon: Te leu.x: E·M&il ; WIIb,;1<>: 
Bo'och~ft do, (00961· ~ ) 935 000 (0096 1· 4) 935 001 info(l! beirul.dl plo.de WWN. beirut.dl pla, o., 
Buode.....,pu~i" 0. .... 0<1>1_ 
po .. rach 11 ·2820 
Ri. d El SeIh a"'ol 
11072110. l e banoo 
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AlIl"llullll.:rcgd lIng rur syrische Flüchtli nge mit Vcrwmxlten in Berli n (S .. https://www.berl in.de/labo/will kommen-in-berlin/einreise/syrische-tlu ... 

I \' 0113 

I Landesamt für 
Bürger- und 
Ordnungsangelegenheiten 

Willkommen in Be rlin Mobilität Bürgerdienste 

Öl ~ Wil florm .. n in Berlin ~ Einr .. i... ~ SYf;"oh .. FlUchtlinge 

Entschädigung von NS-Unrecht 

Aufnahmeregelung für syrische Flüchtlinge mit Verwandten 
in Berlin (Stand : 09.03.2015) 

Bild: ~ ~igil807i,,"<Ji i • . com 

Die SenatS\lerwa.ung tlir rneres iX"d Sport des Landes 8erlin hat am 25.09.2013 entschieden, dass in 8erin 

lebenden Familienangehörigoo syrischer F!üchllinge die tJög lichkeil gegeben wird, diese aufzunehmen. 

Bilte beachlen Sie, dass die anderen Bundesländer keine oder andere Anordllungen beschlossen haben. Die 

j(}lgerden Ikrfahfellshinweise gelten daher r>Jf flir (!;e AJ;frJahme nach 8erlin_ 

.., 'lrloo ren Fa! en erklJl"ldige<l Sie sich bi lle bei Plfef AJ;sländerbehörde vor Ort. 

• Wer kann aufgenommen werden? 

• Wer kann aufnehmen? 

• Wie lauft das Einreiseverfahre n? 

• Vorzulegende Unterlagen 

• Bearbeitu ngszeit 

• Stichtag 

• Ist e ine Aufnahme auch bei fehfenden Voraussetzungen möglich? 

• Frühere Meldungen zum Aufnahmeprogramn 

Wer kann aufgenommen werden? 

SYfLsclle S laatsangehOrige. die auS ihrem sy<ischen Wohnort fiehen mussten und sich 

• "och in Sy ri en oder 

• in den Amainerstaalen Syriens (l ibanon. Tür!<ei, Jordanien. ~ak) oder 

• ill Ägypten aulll.'l iten 

und enge Verwandle in B ... . n haben. 

n be[jrlindetel' EillZeHällen können auch geflohene Staatenlose IPersonen kl.Jr(!;scher ode< palästinensischer 

IkJIks" ugerorigkeil) aus Syrien aulgenommen werden, derenl:!entitat feststeht und die nachweislich seit 

",Ox!esmns drei ""h,en in Syrien leben oder ge!ebl haben. 

zum Seitenanfang 

Wer kann aufnehmen? 

Für eil'" Aufnallme müsSBn Sie, 

be lI'jrf,:fflUm 
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• I'amilienangehtirige' e,slen bzw. zweiten Grades (also E~ern, KirJde" Enkel , Großeltern, Geschwiste,) des 
bzw. der Gef.btll'"nen seil . 

• SICh nündcstens sei l dem 0101.2014 in Deutschland aufhalten. 

• akiu;,11 in ßer~n wohnen urd 

'."' die di!utsdm odef syrische StaatsangehOOg:<.eit besitzen. 

:; \ ,,,tl J 

WeM Sie sy,ischer Sfaatsangeröt-ige, sind. mus sen Sie dariiJe, hinaus im Besitz. eines gulligen befristeten 
<><fu r unbelristeten Aufentha"s tilels sein. Eine Duklung oder Aulenthaltsgesta~UI1!J gerojgt nicht. 
.... begründeten Einzelfällen ist alleh die Aufnahme durch in Be"n lebende slaatenlose Personen aus Syrien 
mil ei r\em Aufenll"lallstitel möglich. 

\\;l<aLJssetzung ist weile,. dass Sie ube, ein entsprechendes Einkommen \l€rHigen. um eine 
Vcrpllich lungserklärur>g abQeben zu körlnen. 
Fi"~ Looge seil t dies bei der Verpllichtu,,!!filr eine Person ein Neltogeha~ von 2.150 Euro. fur Ikrhei,atele 
'<On 2.980 f=:UfO \u-.j fO, Verheiratete mit einem Kind von 3.365 Euro voraus. 
Für jede weitem aUfzunehmende Person kommen weitere Kosten hinzu. 

r. der Erklärung verpllichten Sie sich zur Übemalvne sämtlicher Kosten /Ur den Aufenthalt I1res Verwandten. 
iri<lusive Unterbringung mit Ausnahme eine, ausreichenden Krari<enwrsicherung. Der AbschkJss einer 
e-'"lE sprecheflden Kran!<en""rsicherung wird dennbch dringend empfohlen. 

Die VerpHi<:hloogserklärung muss nicht zwingend durch Sie selbst. sardern kam auch von Dritten 
atlqerjaben werden . die ihren gewöhnk hen Aufenthalt im Bundesgebiet haben. 

wm Se itenanfang 

Wie läuft das Ein re iseve rfahren? 

Das VOll den deutschen Auslandsvertretungen durchzufiih rende Visum""rtahren wird durch l"lre 
nte'essenbeku~"g gegenübe< de< Be~ine' Allsländerbehörde angestoßen. Senden Sie dazu eine E-Wail an 
Frage.Zl @labo.bertin.de 
(lTIßilto :Frage .ZI @labo.berUn.de) 

Sie erl1allen von oos so zeitnah wie m~gich einen Termin zur \brlage der erforderlichen Unterlagen. Nach 
dern Termin wird die Er1e ilung eine, schneHen Zustimmung lür ein VISum geprult. Diese wirdje nach 
Ao. l leo'II ' ~t l sort hes Famil ienangehörigen an die zustäfldige deutsche ...... slands'fflrtretung in Amman. Ankera, 
Ba<:;dad. BBlfut. Erbi !. Islarlbul. b:mir oder Kairo übersandt. Die jewei~ge deulsche Auslands\lE'rtrelung kann 
d:J.n~ dlrl das Ei,...eisevisum ausstellen. 

Naclt de' Eiflleise wird eine Aulell ihaltseriaubn<s nach § 23 Abs . 1 AlJlenthallsgesetz erteilt. 

wm Seitenan fang 

Vorw iegende Unte rl a g e n 

• NacllWeiS ausreichenden Einkommens zu' Abgabe ",ner hinreicherden Ikrpfl ichtungser'r<län.)fJg ~ FOr 
Led ige selzt cj;es bei der Verpllichtung jur eine Person ein NettogehaJt von 2.150 Euro, fiir 'krheiratete von 
2.980 Euro urld für Ikrheiralele mil einem Kind von 3.365 Euro voraus. Für jede weitere aufzunehmende 
PersOl1 kommen weilere Kosten hinzu. 

• Für kbeitnehmer die Ielzten se<;:hs NeIlO\lE'rd ienslnachweise. Arbeitsvertrag sowie eine akluelle 
Bescheinigung des Arbeitgebers Ober ein ungekOndigles kbeitsverMllnis 

• F(ir Seb slständige eine ßescheir»gung eines Steuerberaters Ober das monat~he Neltoeinkommen sowie 
dei' Ie IZI ~n Steuerbescheid. Police der privaten Krari<enve<sicherung. Pflegeversicherung unter JV\gabe 
der ßeilregshöhe und Selbs tbeteiligung, eine Bescheinigung in SteOOfsachen (ehemals 
l)nbederJoJdlkeitsbescheinigung) des Finanzamtes sowie bei E~istenzgn.indurJgszuscr.Jssen des 
Jobcenters ej~ entsprechender Nachweis 

• \blage Ihres Passes bzw. Personalausweises mit gemeldetem Wohnsitz in Berlin 

l,Jadw,elSe ZlIIll Ver' .... andlschafts\IE'rhäl\nis im Origirlo1l oder Kopie soweit v()(handen (Geburts· und 
Heiralsurkt>rden. Ausweise etc.) jewei lS mit cJe.ut scher Cbersetzung eines vereidiQten Oolmetschers 

IJenlitä tsdokumente des Geflohenen in Kopie (Reisepass) 001. Geburts· und Heiratsurkunden. 
Füfl re<SCheirJe. Milärausweise mit deutscher Cbersetzung eines vereidigten DoImetsche,s 

• Angaben zur aktuel en Erreichbarke<t des Geflohenen im Ausland fur die deutsche Botschaft (möglichst 
E·Mail· Adresse) 

• 25. · Eu'o 'krwanungsgebUhr pro Ikrpflichtu"llserklärung. FOr jede aulzunelvnende Person ist ene 
Verpfkhlungs~rkläfUng abzugeben. 

!m ElillG lfall können weitere \J1 ler lagen gefordert _Iden. 

zum Seilenantang 

Bearbe itungszeit co 

Wir werden die Anfragen so schneU wie möglich bearbeiten und 1100n einen Termin zur Mlgabe einer 
Ve<p fichlurJgser!<liirung und \brlage der erforderlichen \J1terlagen mitteiten. Bitte slallen Sie sich darauf ein. 

das~ wegen OOS hohen .. tmasses mil Wartezeiten zu rechnen ist. 

[I 
! 
I. 
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Ausführungsvorschriften über die örtl iche 
Zuständigkeit für die Leistungen der Sozialhilfe 
nach dem SGB XII (AV Zuständigkeit Soziales 
AV ZustSciz) , 
(gilt analog auch für das AsylbLG und für die 
Jugendhilf~. nach 8GB VIII) . . 

4 · ·Örtliche ZuständigkeitfürP~rsonen ohne oder 
a ussc h iie.ßI, ich. m itn.icht, zustä ii'dig keitsbeg rü ndende n 

. meldimichtlichenEinträgen in Beriin . . 
hUp:!/www.berlin.de/sim/soziales/berliner .• 
soziairechtlland/av/av . zustaendigkeit.html#4 

(1) Pers-anen ohne melderechtlichen Eintrag in BeTUn einschließlich Minderjahrige ab vollendetem 14. 
Lebensjahr, bei denen auch durch ROckfrage beim LABO I BOrgeramt (ohne Archivanfrage, es gilt der 
online aus (lern Melderegister abrufbar.e .erweit~rte Datensatz) keine bisherige' Meldung im Sinne der 
Nummer 3.1 ermittelt werden kann: 'werden entspr~'chEmd der Regelung in Absatz 3 dem.jeweiligen 
Bezirk zugewiesen. Dies gilfauch fOr Personen, die nach BetUn zuziehen und In denen ausschließlich 
nichtzuständigkeitsbegrOndende Berliner Meldungen-im Sinne'der Nummer 3.2 aus früheren·Zeiten 
vorl iegen. '.' . 

(2) Für r)~u zuziehende Personen ohne aktuellen melderechtlichen Eintrag in Berlin richtet sich ·die 
örtl iche Zuständigkeit nach der zukOnnig~n Wohnsitznahme, soferl') ein Mietvertrag bereits 

- abgeschlossen wurde oder der Abschluss unmitt'eloar bevorstehl Ein entsprechender 'schriftlicher 
Nachweis Ist von der nachfragenden Person zu emringen; andernfalls findet die Tabelle in Absatz 3 
Anwendung . 

(3) Die Zuständigkeit eines Bezirksamtes für Personen ohne melderechtlichen Eintrag in Berlin richtet 
sich'entsprechend der nachstehenden Tabelle nach dem Geburtsdatum. 
auto . 

, cB~"iTrx·;:- ~'·tfi;·'i:::~r~':'::·"::~ ... 7-i1::,:;'!,:"::':";~1~Ä"Geb-ürtsdatum ~'''BtichstaDej-': 
" .. "- - '. _ .. ' ...... - -- .. ,--- . - - .. '- -" , -~'.-." ~~ .. '~~_. . ,~ .-

Mitte Januar · K 
·-tflei({!Jcflsti"'äln!ß-reUzb~-rg~~~}Jt!NC!:1@6rUaf:i:' {:,~-..~i~ ~~:~.~~ lV -~"l;~~ ~::-.':~<: . 
Pankow März ' A, E, F, J , 

"ChafJotf~nbBrg~\!iijm·äf~Q~r:f.ii~~~\!.rApJrIT;:{"'·~:~~~}:.:.?1·C.:'H: '_\-".:~ .~; 
Spandau . Mai 0 

~· .st!3gl~~Zl;!h!ej1~g8if~ru:~i:: ,:~;;,·1f".;::,~~~~t;' ,ftY-t"i:,~·/r;'.~;~:G7;_!J~'ii_ ::/· 
Tempelhcif-Sthöneberg ' Juli I, M, N 

. NelukÖUFi", ':'1-';,,:;_' il";-':", -:,'J'''; .'.~~c;-A.,~'U.'gL{S{ 7;,". ·." ' ,·.~.,.·" .;~. '··:Fi-'t :- -," -_ . .. ....... ' ," '" ~', ". ~. ,,, . . . ,. ,-. 
Treptow- September L, 0, p, 
Köpenick 
. ~~~~n"ißpl~e:rsaRr.tU~~.(.:·: ~ ;i7~>(:~~ c;)kt~~~ .. ..,.:~':~:.' ;"". e;:-"S~$:Chi.P· 
Lichtenberg November Schv - -"Sz 

, -~~""-,~~ ... ~- ~ -"'I ~"'J': '" """""'."' ..... "'.- - .-"-' -a..- ··c·. -'1"" •• ~ ... ' -. ~' ", --fV :7,r' 
' ReInICkehdor:r 2.~·:t\:,_~ c"S'.;',''.\·~r_·?<',,''§.{f1ez~mber.l:.f''''><·.:.:,.;:.]JW'i'·7\ i--J _'i~~'='-

(4) :B_~i -den sog~nannten OO~r=Fäiie'~- {;;;a'ßg~bl(ch j~t die Pass~i~tragung) richtet sich die 
Zustä-ndigkeit entsprechend der Tabelle in Abs. 3 ~ach dem Anfangsbuchstaben des Familiennamens . 

• 
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-------- Weiterge leitete Nachricht --------
Betreff:WG: Erlöschen der Verpflichtungserklärung bei Flüchtlingsanerkennung? 

Datum:Tue, 24 Mar 2015 10:57:14 +0000 
Von: eh ri slian e. 5chm Isch ke@seninnsport.ber!ln.de 
An: bu e ro@ fluecht!lngsrat-berlin.de 

Kopie (Ce): Peter. M arh ofer@seninnsport.berlin.de, N icola. Rotherm el-Parls@senlrmsport.berlln .de, 
Mazanke@labo.Berlin.de 

SeIT geeh1e Frau Mauer, 

zu der von lh1en argesprochenen Problematik der Fortdauer der Verpflict-.ungserklärl6'9 {VE} gibt es eine eifl:.lellige posaionier lSlg des 
BUldesll1erministerilins. die auch das Lard Berlin teilt. Danach berrisst sich die Fortdauer der VE nach dem Aufenlhaltszweck. Bleibt dieser auch 
bei einem (posaiv abgescl1osseren) Asyiverfa tren derseb e, so gilt auch die VE fort. dem Voraussetzung tur das Ertösct"en der 
Verpllichlungserklärr.ngen im fri'lg lict"en Kontext w~re , dass mit GewälTtrig eines Aufenthaltstitels nach § 25 AufenthG tur bere~s Ober tUT1<miläre 
AufrIahneprogramme Zuflucht erhaltende syrischer BOrgel1\riegsflücl1linge eil anderer Aufenthaltszweck verwirklict-. wird. 

Da die humanitären AufnaiYneprogramrne sich an syrisct"e Flücl1lirge richten. die infolge des Blirgel1\riegs in Syrien fliet"en mussten, kam Ilctt von 
eirtem anderen Aufenlha lts:I;Wec.k ausgegargen werden. wem im RaiYnen eines Asylverfatrens ein Auferthalt ztm Scl"l..tz vor den Folgen des 
syrisct"en Bürgerkriegs gewillT! wird. Die Annahme eines anderen Aufenthallszwecks bei bloßem Beslet"en eines anderen AufenthaHslitels kam Im 
Bereich der humarnären AufnaiYne im Verhältnis zu Aufenthaltstiteln nach § 25 AufenthG marQels hinreicherder DifferenzierlnJ nictt allomatisch 
getroffen werden. 

Wir sind daher wie das BlKldesimem1inisterium der Recl1sat.lfassung, dass Verpflichl l.fiQserkliln.ngen fortbestehen l.Jf"I:I zwar filr aße Fälle, in 
deren syrische Flücttlirge der Landesatlnatmeprograrrme nach § 23 Absatz 1 AuferthG sowie aus den Btn:lesatlnaiYneprograrrmen nach § 23 
Absatz 2 AufenihG ein AufenthaH aus htmanitären Gründen nach den in § 25 AufenthG vorgeset"enen Möglichkeijen eirQer,'h.mt wird. Die Berliner 
Ausländerbehörde \€rfäh1. ernsprecrero dieser Recttsauffassl6'9. 

Mit freurd lichen Grüßen 

Im Auftrag 
ClTistiare SchmisctW<e " 

Sensls \€rwaHung für Inneres lJld Sport (I B 11) 
KlostersIr. 47 
101798erlin 

,."' 
Tel.. (030) 90223 (9223) 1042 (Mo - Mi ganztägig erreiclbar) 
Fax. : (030) 90223 (9223) 2262. PC-Fax. des Ausländerreferates: (030) 9028 (928) 4212: persöriiches PC-Fax.: (030)'9028 {928} '4406 
E-Mail : ~!1Slae I"1CIerrec.hl@senimsDo"rt . oerlin . deo . christiane.schlnischke@seninnsport . be rlin.de 

Von: Flüdltl ingsrat Berlin [mailto:buero@fluechtl"ngsrat-Oerlin,de] 
Gesendet: Montag, 9. März 201~ 16:17 
An : Marhofer, Peter 
Betreff : Erlöschen der Verpflidlturlgserklärung bei Aüdltlingsanerkenroung? 

• 
SchI' g.:.:l1rkr !·kr!· Marho!"er. 

das Nicdl"rs;ichsisdH~ Inncilministerium wI1ritt die Autra~~\lIlg ( ~ idlt: unten). dass die Geltungsdauer einer rur einen syrischen 
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s :; SO 102/ I:' EI~ . SG LlP . Beschluss vom 02.04.20 15 . rechtskräftig fi le: /IIC:/Users/RufferlDesktop/ZFM-DatenlSGB IUVerpfl ichtungse .. 

I von 4 

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland 

177121 NRW ' Sozialgericht Detmold 2. Kammer Beschluss Format ~JPDFIRT~XMLl 

~. :~:::~: sozia~;~0!D~_t~~~ ___ t2SO i 02115 ~~ f~2015r~~~tskräftig_~= _~ ___ -1 
3. I nsta.~r _ _ . __ ~._ .. o. ~ __ .~~ ___ • 1_____ I =l 

E~~::~i~~~~ i 6feZ.~~i~egSg~gnerin wirdim Wege der einstweiligen Anordnung verpflichtet, den [I 

Antragstellern vorläufig ab dem 29.01.2015 bis zum Abschluss des Widerspruchsverfahrens 
Leistungen nac,h dem Vierten Kapitel des SGB XI I nach Maßgabe der gesetzlichen 
Bestimmungen zu gewähren. Die Antragsgegnerin trägt die notwendigen außergerichtlichen 1 
Kosten ~er Antragsteller. 

Gründe: 

I. Die Antragsteller begehren im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes die Gewährung von 
Grundsicherungsleistungen nach dem SGB XII. 

Der am 00.00.1943 geborene Antragsteller und die am 00.00.1943 geborene Antragstellerin 
sind miteinander verheiratet. Sie sind syrische Flüchtlinge und sind im Rahmen des 
Aufnahmeverfahrens des Landes NRW am 08.08.2014 in die BRD eingereist. Vor der Einreise 

jder Antragsteller in das Bundesgebiet wurde durch die Evangelische Kirchengemeinde H am 
107.04.2014 gegenüber der Ausländerbehärde eine Verpflichtungserklarung abgegeben, nach 
welcher sich die Kirchengemeinde verpflichtete, die Kosten für den Lebensunterhalt und 
IWohnraum der Antragsteller zu übernehmen. 

Mit Bescheid des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge vom 13.01.2015 wurden die 
Antragsteller als Asylberechtigte anerkannt. 

Nach ihrer Anerkennung als Asylberechtigte beantragten die Antragsteller bei der 
Antragsgegnerin die Bewilligung von Leistungen nach dem SGB XII. Mit Bescheid vom 
05.03.2015 lehnte die Antragsgegnerin die Leistungen mit dem Hinweis auf die bestehende 
Verpflichtungserklarung der Evangelischen Kirchengemeinde ab. Dagegen erhoben die 
Antragsteller Widerspruch. 

Die Antragsteller begehren nun einstweiligen Rechtsschutz. 

Sie beantragen, 

die Antragsgegnerin im Wege der einstweiligen Anordnung zu verpflichten, ihnen Leistungen 
der Grundsicherung nach dem SGB XII ab AntragsteIlung vom 29.01.2015 vorläufig zu 
gewahren. 

Die Antragsgegnerin beantragt , 

den Antrag abzulehnen. 

Zur Begründung verweist sie darauf, die Antragsteller seien nicht bedürftig , da dje 
Evangelische Kirchengemeinde die Verpflichtung übernommen habe, für ihren Unterhalt zu 
sorgen. Für die Einzelheiten wird auf den Schriftsatz vom 31 .03 .2015 Bezug genommen. 

Im übrigen wird wegen der weiteren Einzelheiten Bezug genommen auf die Gerichtsakte und 
die Akte des Verwaltungsverfahrens, die bei der Entscheidung vorgelegen haben. 

11 . [(er Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung ist zulässig und begründet . 

Gemt:iß § 86 b Abs. 2 S. 1 SGG kann das Gericht der HauRtsache auf Antrag eine 
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einstweilige Anordnung in Bezug auf den Streitgegenstand treffen, wenn die Gefahr besteht, ! 
,dass durch eine VerEmderung des bestehenden Zustands die Verwirklichung eines Rechts des 
Antragstellers vereitelt oder wesentlich erschwert werden könnte. Nach Satz 2 der Vorschrift 
sind einstweilige Anordnungen auch zur Regelung eines vorläufigen Zustands in Bezug auf ein 
streitiges Rechtsverhaltnis zult:lssig, wenn eine solche Regelung zur Abwendung wesentlicher 
Nachteile notwendig erscheint. Die Gewährung einstweiligen Rechtsschutzes setzt in diesem 
Zusammenhang einen Anordnungsanspruch, also einen materiell-rechtlichen Anspruch auf die 

I Leistung, zu der der Antragsgegner im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes verpflichtet 
i werden soll, sowie einen Anordnungsgrund, nämlich einen Sachverhalt , der die Eilbedürftigkeit 
der Anordnung begründet, voraus. 

Dabei stehen Anordnungsanspruch und Anordnungsgrund nicht isoliert nebeneinander, es 
Ibesteht vielmehr eine Wechselbeziehung derart, als die Anforderungen an den 
Anordnungsan~pruch mit zunehmender Eilbedürftigkeit bzw. Schwere des drohenden Nachteils 
(dem Anordnungsgrund) zu verringern sind und umgekehrt. Anordnungsanspruch und 

jAnordnungsgrund bilden nämlich aufgrund ihres funktionalen Zusammenhangs ein bewegliches 
I System (Meyer-LadewigfKeller/Leitherer"SGG-Kommentar, 8. Auflage, § 86 b Rdnrn. 27 und 
129 m. w. N.). Ist die Klage in der Hauptsache offensichtlich unzulässig oder unbegründet, ist 
ider Antrag auf einstweilige Anordnung ohne Rücksicht auf den Anordnungsgrund grundsätzlich 
abzulehnen, weil ein schützenswertes Recht nicht vorhanden ist. Ist die Klage in der 

' Hauptsache dagegen offensichtlich begründet, so vermindern sich die Anforderungen an einen ' 
IAnordnungsgrund. In der Regel ist dann dem Antrag auf Erlass der einstweiligen Anordnung 
stattzugeben, auch wenn in diesem Fall nicht gänzlich auf einen Anordnungsgrund verzichtet 
werden kann. Bei offenem Ausgang des Hauptsacheverfahrens, wenn etwa eine vollständige 
Aufklärung der Sach- und Rechtslage im Eilverfahren nicht· möglich ist, ist im Wege einer 
'Folgenabwägung zu entscheiden. Dabei sind insbesondere die grundrechtlichen Belange des 
Antragstel lers umfassend in die Abwägung einzustellen. Nach der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts müssen sich die Gerichte schützend und fördernd vor die 
Grundrechte des Einzelnen stellen (vgL zuletzt Bundesverfassungsgericht, Beschluss vom 12. 
Mai 2005 - 1 BvR 569105). 

Sowohl Anordnungsanspruch als auch Anordnungsgrund sind gemäß § 920 Abs. 2 der 
Zivilprozessordnung (ZPO) i. V. m. § 86 b Abs. 2 S. 4 SGG glaubhaft zu machen. Die 
Glaubhaftmachung bezieht sich auf die reduzierte Prüfungsdichte und die nur eine 
überwiegende Wahrscheinlichkeit erfordernde Überzeugungsgewissheit für die tatsächlichen 
Voraussetzungen des Anordnungsanspruchs und des Anordnungsgrundes (vgl. Meyer­
Ladewig, a. a. 0 ., Rdnrn. 16 b, 16 c, 40 ). 

,Alte ren und dauerhaft voll erwerbsgeminderten Personen mit gewöhnlichem Aufenthalt im 
Inland, die ihren notwendigen Lebensunterhalt nicht aus Einkommen und Vermögen nach den 
§§ 82 bis 84 und 90 bestreiten können, ist gemäß § 41 Abs.1 SGB XII auf Antrag 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung zu leisten. § 91 ist anzuwenden. 
Leistungsberechtigt wegen Alters nach Absatz 1 ist gemäß § 41 Abs.2 SGB XII, wer die 
Altersgrenze erreicht hat. Personen, die vor dem 1 Januar 1947 geboren sind, erreichen die 
Altersgrenze mit Vollendung des 65. Lebensjahres. Die Vorschriften des Vierten Kapitels 
bleiben gemaß § 23 Abs . 1 Satz 2 SGB XII für Ausländer, die sich im Inland tatsächlich 
aufhalten, unberührt . 

Die Voraussetzungen der Grundsicherung liegen vor. Insbesondere sind die Antragsteller 
bedürftig. Dem steht nicht die Verpflichtungserklärung der Evangelischen Kirchengemeinde 
entgegen. 

Wer sich der Ausländerbehörde oder einer Auslandsvertretung gegenüber verpflichtet hat, die 
Kosten für den Lebensunterhalt eines Ausländers zu tragen, hat gemäß § 68 AufenthG 
sämtliche öffentlichen Mittel zu erstatten, die für den Lebensunterhalt des Ausländers 
einschließlich der Versorgung mit Wohnraum und der Versorgung im Krankheitsfalle und bei I 
Pflegebedürftigkeit aufgewendet werden, auch soweit die Aufwendungen auf einem 
gesetzlichen Anspruch des Ausländers beruhen. Aufwendungen, die auf einer Beitragsleistung I 

'ber.uhen, sind nicht zu erstatten. Die Verpflichtung nach Absatz 1 Satz 1 bedarf gemäß § 68 
Abs. 2 SGB XII der Schriftform. Sie ist nach Maßgabe des 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes vo!!streckbar. Der Erstattungsanspruch steht der 
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öffentlichen Stelle zu, die die öffentlichen Mittel aufgewendet hat. 

,Zunächst resultiert aus der Verpflichtungserklärung gemäß § 68 AufenthG ohnehin "nur" eine 
Regresspflicht. Das spricht dafür, dass die Leistungen gegenüber dem Bedürftigen schon 

!nicht per se ausgeschlossen werden dürfen, sondern der Sozialhilfeträger sich die gewährten 
,Leistungen allenfalls von dem, der die Verpflichtungserklärung abgegeben hat, erstatten 
lassen kann. 

Im Bereich der anerkannten Asylberechtigten kann § 68 AufenthG jedoch aus systematischen 
Erwagungen für die Zeit des berechtigten Asyls gar nicht zur Anwendung kommen. Das 

'Asylrecht ist nicht von einer Verpflichtungserklärung nach § 68 AufenthG abhängig. Das würde 
schon dem Wesen des Asylrechts w idersprechen. 

I Einem Auslt:!nd'fr ist gemäß § 25 Abs. 1 AufenthG eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, wenn 
er als Asylberechtigter anerkannt ist. Dies gilt (nur dann) nicht , wenn der Ausländer aus 
schwerwiegenden Gründen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung ausgewiesen worden ist. 
Bis zur Erteilung der Aufenthaltserlaubnis .9ilt der Aufenthalt als erlaubt . Die . 
Aufenthaltserlaubnis berechtigt zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit . 

I Einzige Voraussetzung der Aufenthaltserlaubnis aus § 25 Abs. 1 S. 1 AufenthG ist die 
Anerkennung als Asylberechtigter. 

Ein Ausländer ist gemäß § 3 AsylVfG Flüchtling im Sinne des Abkommens vom 28. Juli 1951 
über die Rechtsstellung der Flüchtlinge (BGBI. 195311 S. 559, 560), wenn er sich 1. aus 
begründeter Furcht vor Verfolgung wegen seiner Rasse , Religion, Nationalität , politischen 
Überzeugung oder Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe, 2. außerhalb des 
Landes (Herkunftsland) befindet , a) dessen Staatsangehörigkeit er besitzt und dessen Schutz 
er nicht in Anspruch nehmen kann oder wegen dieser Furcht nicht in Anspruch nehmen will 
oder b) in dem er als Staatenloser seinen vorherigen gewöhnlichen Aufenthalt hatfe und in das 
er nicht zurückkehren kann oder wegen dieser Furcht nicht zurückkehren w ill. Ein Ausländer ist 
gernäß § 3 Abs. 2 AsylVfG nicht Flüchtling nach Absatz 1, wenn aus schwerwiegenden 
Gründen die Annahme gerechtfertigt ist, dass er 1. ein Verbrechen gegen den Frieden, ein 
Kriegsverbrechen oder ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit begangen hat im Sinne der 
internationalen Vertragswerke, die ausgearbeitet worden sind, um Bestimmungen bezüglich 
dieser Verbrechen zu treffen, 2. vor seiner Aufnahme als Flüchtling eine schwere 
nichtpolitische Straftat außerhalb des Bundesgebiets begangen hat , insbesondere eine 
grausame Handlung, auch wenn mit ihr vorgeblich politische Ziele verfolgt wurden, oder 3. den 
Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen zuwidergehandelt hat. Satz 1 gilt auch für 

,Ausländer, die andere zu den darin genannten Straftaten oder Handlungen angestiftet oder 
sich in sonstiger Weise daran beteiligt haben. Ein Ausländer ist gemäß § 3 Abs. 3 AsylVfG 
auch nicht Flüchtling nach Absatz 1, wenn er den Schutz oder Beistand einer Organisation 
oder einer Einrichtung der Vereinten Nationen mit Ausnahme des Hohen Kommissars der 
Vereinten Nationen für Flüchtlinge nach Artikel 1 Abschnitt D des Abkommens über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge genießt Wird ein solcher Schutz oder Beistand nicht länger 
geWährt, ohne dass die Lage des Betroffenen gemäß den einschlägigen Resolutionen der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen endgültig geklärt worden ist , sind die Absätze 1 
und 2 anwendbar. Einem Ausländer, der Flüchtling nach Absatz 1 ist , w ird gemaß § 3 Abs. 4 
die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt , es sei denn, er erfüllt die Voraussetzungen des § 60 
Abs_ 8 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes. 

Als Verfolgung im Sinne des § 3 Absatz 1 gelten gemaß § 3a AsylVfG Handlungen, die 1. auf 
Grund ihrer Art oder Wiederholung so gravierend sind, dass sie eine schwerwiegende 
Verletzung der grundlegenden Menschenrechte darstellen, insbesondere der Rechte , von 
denen nach Artikel 15 Absatz 2 der Konvention vom 4. November 1950 zum Schutze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten (8GB\. 195211 S. 685, 953) keine Abweichung zulässig 
ist , oder 2. in einer Kumulierung unterschiedlicher Maßnahmen, einschließlich einer Verletzung 
der Menschenrechte, bestehen, die so gravierend ist, dass eine Person davon in ähnlicher wie 
der in Nummer 1 'beschriebenen Weise betroffen ist. Als Verfolgung im Sinne des Absatzes 1 
können gemäß § 3a Abs. 2 AsylVfG unter anderem die folgenden Hand-lungen gelten: 1. die 
An~endung physischer oder psychischer Gewalt, einschließlich sexueller Gewalt. 2. 
gesetzliche, administrative, polizeiliche oder justizielle Maßnahmen, die als solche 
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Idiskriminierend sind oder in diskriminierender Weise angewandt werden, 3. 
i unverhältnismäßige oder diskriminierende Strafverfolgung oder Bestrafung, 4. Verweigerung 
,gerichtlichen Rechtsschutzes mit dem Ergebnis einer unverhältnismäßigen oder 
idis-kriminierenden Bestrafung, 5. Strafverfolgung oder Bestrafung wegen Verweigerung des 
i Militärdienstes in einem Konflikt, wenn der Militärdienst Verbrechen oder Handlungen 
i umfassen würde, die unter die Ausschlussklauseln des § 3 Absatz 2 fallen, 6. Handlungen, die 
an die Geschlechtszugehörigkeit anknüpfen oder gegen Kinder gerichtet sind. Zwischen den in 
§ 3 Absatz 1 Nummer 1 in Verbindung mit den in § 3b genannten Verfolgungsgründen und den 

i in den Absätzen 1 und 2 als Verfolgung eingestuften Handlungen oder dem Fehlen von Schutz 
jvor solchen Handlungen muss gemäß § 3a Abs. 3 AsylVfG eine Verknüpfung bestehen. 

Wie schon die einfachgesetzlichen Normen des Asylrechts zeigen, ist die Ausübung dieses 
!Menschenrechts aus Art. 16a Abs. 1 Grundgesetz, wonach politisch Verfolgte Asyl ge-nießen, 
i geradezu selb!?tredend natürlich nicht von der Übernahme einer Verpflichtungserklärung nach 
I§ 68 AufenthG abhängig. 

Deshalb findet sich selbstverständlich in den einfach gesetzlichen Bestimmungen der §§ 3 ff. 
IAsyIVfG an keiner Stelle eine Anknupfung an eine Verpflichtungserklärung. 

Da die Antragsteller hier als Asylberechtigte anerkannt worden sind, dürfen ihnen nun keine 
,staatlichen Leistungen während ihres rechtmäßigen Aufenthalts aufgrund des Asylrechts unter 
:Verweis ·auf die abgegebene Verpflichtungserklärung der evangelischen Kirchengemeinde 
verwehrt Werden. Denn die Verpflichtungserklärung der evangelischen Kirchengemeinde ist 
hier rechtlich nicht kausal für den rechtmäßigen Aufenthalt. 

. Die Aufenthaltserlaubnis eines anerkannten Asylberechtigten aus § 25 AufenthG darf gerade 
nicht von irgendwelchen Verpflichtungserklärungen hinsichtlich' der wirtschaftlichen Situation 
abhängig gemacht werden. Die Antragsteller haben ein Aufenthaltsrecht , weil sie verfolgt 
werden und asylberechtigt sind. Es geht beispielsweise nicht um einen Fall des Nachzugs 

.eines nicht verfolgten , erwachsenen Ausländers in die BRD, dessen Legitimation dann von 
einer Verpflichtungserklarung der hiesigen Familienangehörigen nach § 68 AufenthG abhängig 

. gemacht werden kann. . 

'Die Verpflichtungserklärung der evangelischen Kirchengemeinde haUe daher nur für den Fall, 
dass die Asylanträge gescheitert wären, Bedeutung. Die Kirchengemeinde hat also das 
wirtschaftliche Risiko des Scheiterns der Asylanträge übernommen. Darüber hinaus könnte 
die Erklärung Bedeutung erlangen, wenn das Bleiberecht aus dem Asylrecht eines Tages 
beendet werden sollte, aber keine Ausreise erfolgt. Über letztere Konstellation ist hier jedoch 
an dieser Stelle nicht zu entscheiden, so dass diese Frage hier klarstellend ausdrOcklich offen , 
ge laSSen; ~ird. 

© Impressum sozialgerichtsbarkeit.de 

._-~'-------j 

• 

06.07.201520:33 



Fach liche Hinweise § 7 SGB 11 

Gesetzestext 

§ 75GB 11 
Leistungsberechtigte 

(1) Leistungen nach di~sem Buch erhalten Personen ... die 

Bundesagentur 
für Arbeit 

1. das 15. Lebensjahr vollendet und die Altersgrenze nach § 7a noch nicht erreicht haben, 

2. 'erwerbsfähig sind, 

3 . • hi lfebedürft ig sind und 

4. ihren gewöhnlichen Aufentha lt in der Bundesrepublik Deutschland haben 

(erwerbsfähige Leistut:1gsberechtigte). 6.usgenommen sind 

1. Ausll:lnderinnen und ALJslander, die weder in der Bundesrepublik Deutschland Arbeitnehme· 
rinnen, Arbeitnehmer oder Selbständige noch auf Grund des § 2 Abs. 3 des Freizügigkeits· 
gesetzes/EU freizügigkeitsberechtigt sind, und ihre Familienangehörigen für die ersten drei 
Monate ihres Aufenthalts, --

2. Ausländerinnen und Ausländer, deren Aufenthaltsrecht sich allein aus d61l Zweck der Ar· 
beitsuche erg ibt, und ihre Famil ienangehö rigen, 

3. Leistungsberechtigte nach § 1 des Asylbewerberleistungsgesetzes. 

Satz 2 !:!r. 1 gi lt nicht für Ausländerinnen und Ausländer, d' i i m Aufenthaltstitel nach 
Kapitel 2 Abschnitt 5 des Aufenthaltsgesetzes in der Bundesrepublik Deutschland aufha en. 
Aufenthaltsrechtliche Bestimmungen bleiben unberührt. 

(2) Leistungen erhalten auch Personen , die mit erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in einer 
Bedarfsgemeinschaft leben . Dienstleistungen und Sachleistungen werden ihnen nurerbracht, 
wenn dadurch Hemmnisse bei der Eingliederung der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten be-­
seitigt oder vermindert werden. Zur Deckung der Bedarfe nach § 28 erhalten die dort genannten 
Personen auch dann Leistungen für Bildung und Teilhabe, wenn sie mit Personen in einem 
Haushalt zusammenleben, mit denen sie nur deshalb keine Bedarisgemeinschaft bilden, weil 
diese auf Grund des zu berücksichtigenden Einkommens oder Vermögens selbst nicht leis· 
tungsberechtigt sind. -

(3) Zur Bedarisgemeinschaft gehören 

1. die erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, 

2. die im Haushalt lebenden Eltern oder der im Haushalt lebende Elternteil eines unverheirate· 
ten erwerbsfähigen Kindes, welches das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, und die im 
Haushalt lebende Partnerin oder der im Haushalt lebende Pam er dieses Elternteils, 

3. als Partnerin oder Partner der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten 

a. die nicht dauernd getrennt lebende Ehegattin oder der nicht daue.rnd getrennt lebende 
Ehegatte, 

b. die nicht dauernd getrennt lebende Lebenspainerin oder der nicht dauemd getrennt le­
bende Leb~nspartner , 
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Fachliche Hinweise § 78GB 11 

Die mit dem Gesetz zur Umsetzung aufenthalts- und asyl rechtlicher 
Richtlinien der Europäischen Union eingeführte sog. Bleiberedlts-I 
Altfa llregelung fällt ebenfa lls unter § 7 Abs. 1 Satz 3 (Ausnahme 
vom Ausschluss) . Die entsprechenden Aufentha ltstitel gelten als Ti­
tel des zweiten Kapitels Abschnitt 5 des AufenthG, vgl. § 1 04a Abs. 
1 Sätze 2 und 3 AufenthG. 

Familienangehörige von 
enthaltstitel nach den Bestimmungen 
tel AufenthG I , wenn sie nach 

I des 
lungen , i der die Fami-
lienangehörigen ihr Recht auf Aufenthalt ableiten) ihren Aufenthalts-
titel erhält. Das Recht der Familienangehörigen leitet sich vorn 

Bundesagentur 
für Arbeit 

Bleibeberechtigte 
(7.5e) 

Fami lienangehörige 
(7 .51) 

Recht der Bezugsperson ab. Hat die Bezug5person einen Aufent-
haltstite! nach Abschnitt 5 des 2. Kapitels AufenthG und ist daher ~ e .~. § '2.S tr ~~\Q..,<Ö 
nicht vom Leistungsausschluss nach § 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 erfasst, 
so gi lt dies auch für die Familienangehörigen, denen ein Titel nach 
Abschnitt 6 erteilt wird. 

Der Leistungsausschluss nach § 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 gilt auch 
nicht für Familienangehörige von Deutschen (BSG-Urteil vom . 
30.01 .2013, Az: B 4 AS 37/12 R). 

(1 e) EU-Bürger/-innen aus EU-Mitgliedstaaten, die Opfer von Men­
schenhandel geworden sind, können einen Anspruch auf Leistun­
gen nach dem SGB II haben. Der Ausschluss nach § 7 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 1 gilt für sie nicht, da auch EU-Bürger, die eine Aufent­
haltserlaubnis aus humanitären Gründen nach § 25 Abs.4a Auf­
enthG haben, wei l sie Opfer einer Straftat nach den §§ 232 bis 233a 
Strafgesetzbuch (Menschenhandel und Förderung des Menschen­
handels) geworden sind, gemäß § 7 Abs. 1 Satz 3 vom Leistungs­
ausschluss für die ersten drei Monate ausgenommen sind. Insoweit 
stellt das im FreizügG/EU enthaltene SchlechtersteUungsverbot si­
cher, dass das AufenthG auch für EU-Bürger Anwendung findet, 
wenn es eine günstigere Rechtsstellung vermittelt als das Frei­
zügG/EU (vergleiche § 11 Abs. 1 Satz 5 FreizügG/EU). 

Bei EU-Bürgern, die Opfer von Menschenhandel sind , besteht keine 
Leistungsberechtigung nach dem AsylbLG. Das Aufenthaltsrecht 
nach § 25 Abs. 4a AufenthG tritt über § 11 Abs. 1 FreizügG/EU ne­
ben das Aufenthaltsrecht zur Arbeitssuche nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 
F reizügG/EU. 

Nach Ablauf der ersten drei Monate des Aufenthaltes wird bei den 
Betroffenen der Aussch lussgrund nach § 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 
SGB 11 regelmäßig nicht vorliegen, weil sidl ihr Aufentha ltsrecht al­
lenfa lls nebenher aus dem Zweck der Arbeitsuche in Deutschland 
ergibt, sondern vielmehr aus der erforderlichen Mitwirkung an einem 
Strafverfahren. 
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EU·Bürger als Opfer 
von Menschenhandel 
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